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Präsident Dr. Dr. Hundhammer eröffnet die 
Sitzung um 9 Uhr 4 Minuten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich eröffne die heu
tige Sitzung und bitte den Schriftführer, die Liste 
der Entschuldigten bekanntzugeben. 



308' Bayerischer Landtag - 115. Sitzung. Mittwoch, den 29. Oktober 1952 

Gräfüer, Schriftführer: Nach Artikel 5 Absatz 2 
des Aufwandsentschädigungsgesetzes sind entschul
digt beziehungsweise beurlaubt die Abgeordneten 
Behringer, Ernst, Freundl, Fr~hwald, Gärtner, 
Hillebrand, Dr. Huber, Karl, Klammt, Dr. Korff, 
Piechl, Pösl, Prandl, ReiChl, Weggartner und 
Dr. Weiß. 

Präsident Dr. Hundhammer: Aus dem Nachtrag 
zur Tagesordnung der heutigen 115, Sitzung des 
Bayerischen Landtags rufe ich zunäChst auf: 

Interpellation des Abgeordneten Sto-ck und 
Fraktion betreffend Tätigkeit von Partisanen
gruppen. 

Zur Verlesung der Interpellation erteile ich das 
Wort dem Herrn Abgeordneten von Knoeringen. 

von Knoeringen (SPD), Interr}ellant: Meine Da
men und Herren! Die Interpellation der sozial
demokratischen Fraktion hat folgenden Wortlaut: 

Die Enthüllungen über die Tätigkeit soge
nannter Partisanengruppen und anderer halb
militarischer Organisationen haben in weiten 
Kreisen der bayerischen Bevölkerung große Be
unruhigung hervorgerufen. 

1. Hat die bayerische Staatsregierung die er
forderlichen Untersuchungen über diese Um
triebe eingeleitet und ist sie bereit, über den 
Stand der Angelegenheit Auskunft zu erteilen? 

2. Ist sie von Bundesministerien über die Tä
tigkeit solcher Organisationen auf bayerischem 
Boden unterrichtet worden und welche Art von 
Unterstützung wurde solchen Organisationen in 
Bayern gewährt. 

3. Hat die bayerische Staatsregierung von der 
Besatzungsmacht jemals eine Mitteilung über die 
Tätigkeit amerikanischer Stell~n auf diesem Ge
biete erhalten? 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich frage die Staats
regierung, ob sie bereit ist, die Interpellation so
fort zu beantworten. 

Dr. Hoegner, Staatsminister: - Ich bin bereit, 
die "Interpellation sofort zu beantworten. 

Präsident Dr. Hundhammer: - Dann erteile ich 
dem Vertreter der Interpellanten das Wort zur 
Begründung der Interpellation: 

von Knoeringen (SPD), Interpellant: Namens der 
sozialdemokratischen Fraktion habe ich folgende 
Begründung zu dieser Interpellation zu geben. 

Der besondere Zweck, den meine Fraktion mit 
der Einreichung dieser Interpellation verbindet, 
ist, der bayerischen Staatsregierung, die für die 
Sicherheit und Ordnung im Lande Bayern ver
antwortlich ist, Gelegenheit zu geben, vor dem 
Landtag und damit vor der breitesten Öffentlich
keit zu Fragen Stellung zu nehmen, die nach unse
rer. Auffassung nicht nur informatorisches Inter
esse haben, sondern die die Kernfragen unserer 
Sicherheit und Ordnung berühren. Sie alle wissen, 
meine Damen und Herren, daß durch die Bekannt-

gaben, die mit der Erklärung des hessischen Mini
sterpräsidenten Zinn am 8. Oktober 1952 im hes
sischen Landtag eingeleitet wurden, eine lebhafte 
Diskussion in der breitesten deutschen Öffentlich
keit entstanden ist. Diese Mitteilungen befaßten 
sich mit Einzelheiten über einen sogenannten 
„Technischen Dienst" des „Bundes Deutscher Ju
gend", der die Aufgabe hatte, eine Partisanen
organisation zu schaffen, die sich nach einem ur
sprünglichen Plan im Falle einer russischen Be
setzung der Bundesrepublik in kleinen Gruppen 
überrollen lassen sollte, um sodann in dem be
setzten Gebiet Versorgungsanlagen. zu zerstören, 
Brücken zu sprengen und Unterkünfte zu über
fallen. 

(Zuruf des Abg. Haußleiter) 

Nach einem späteren Plan sollte sich die Organi
sation unter hinhaltendem Widerstand bis an die 
Alpen zurückziehen, um dann einzelne Gruppen 
zur Durchführung derartiger Aktionen auch unter 
Einsatz von Fallschirmen hinter den sowjetischen 
Linien einsickern zu lassen. 

•(Zuruf des Albg. Haußleiter) 

Einzelheiten :Wber ·di•ese Organisation sind ja hin
reichend bekannt geworden, und zwar durch zahl'"" 
:reii.che Erklärungen offüzieller un!d nichtoffrzieller 
Stellen, so unter anderem 1auch, daß sich diese Orga
nisation innerpolitisch polizeiliche und richterliche 
Funktionen für den F:all kriegerischer Verwicklun
gen anmaßen wollte. Zu diesem Zweck sammelte 
sie Material über Persönlichkeüen des öffentlichen 
Lebens, die nach der Meinung der Mitarbeiter die
ser Organisat~on unzuverläss1ige Elemente darstellen. 

(Zuruf des .A!bg. Haußle!i.ter) 

Die Mitglieder dieser Organisation: waren, wie mit
geteilt wurde, zum größten Teil ehemalige Offiziere 
der Luftwaffe, des Heeres· unrd der Warffen-SS, fast 
ausschließlich im Alter von 35 bis 50 Jahren. 

Diese Mitteilung üiher ein, wie sich die Fachleute 
geäußert haben, unverantworfü.ches und unfach
liches, dii.lettiantisches und v·erbrecherisches Spiel be
kam ihr schweres politisches Gewicht aber erst 
durch die Tatsache, daß all das von amerikanischen 
Armeestellen initiiert worden ist und daß auch das 
reichl<iche Gefd, das dabei zur Verfügung stand, aus 
amerikanischen Quellen kiam. 

(Lebhafte Zurufe, unter anderem rechts: 
Steuerzahler!) 

Ohne einer gericht'lichen Untersuchung, die ja e!i.n- · 
geleitet ist, vorgreifen zu wollen, k1ann heute ibereits 
die Frage aufgeworfen werd~n: Wtl!e !ist es möglich, 
daß eine Besiatzungsmacht, dii.e in ihren Erklärungen 
immer ihre besondere Loy1alii.tät betont und die sich 
der Schwierigike!i.t e~ner deutschen demokratischen 
Aufbauarbeit bewußt sein muß, und daß Stellen der 
amerlikanischen ATmee in einer Art und Weise 
operieren, die nicht nur eii.ne krasse Unkenntnis 
deutscher Verhältnisse zum Ausdruck bringt, son
dern die - und das wiegt noch schwerer - geeignet 
ist, die öffentliche Sicherheii.t und Ordnung ~n unse
rem ohnehin ständig ibedrohten Staatswesen zu ge
fähl'den. 

. (Sehr gut! bei der SPD) 
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Wir stehen ·diesen Machenschaften verständnislos 
gegenüiber. Sie haben unserem Vertrauen in die 
demokratischen Methoden amerikanischer Politik 
einen schweren Stoß versetzt. 

(Sehr richtig! ibei der SPD) 

Gerne nehmen wir die korrigierenden Erkfärungen 
politischer amerikanrischer Stellen, die von diesen 
Methoden entschieden abgerückt sind, zur Kenntnis; 
sie können uns aiber noch nicht das sd.chere Gefühl 
geben, das für ein echtes Vertrauensv·erhältnis not
wendd.g ist. Es !i.st bedauerlich, feststellen zu müssen, 
daß offen'bar die amerikanischen politischen Stellen 
von diesen Umtrieben ebenfol'ls nicht unterrichtet 
waren. 

(Abg. Haußleiter: Mr. Stone hat es gewußt!) 

Daß d;;i.mit der Idee einer kollektiven Sicherheit e·in 
schlechter Dienst erwiesen wurde, bed!auern alle, 
die um eine echte Verständigung ibemüht bleiben. 

Um all das klarzustel·len oder zum mindesten 
einen Beitrag zu dieser 'Klarstellung zu leisten, 
bitten wdr daher in Nr. 3 unser·er Anfr:age die 
Staatsregierung umAuslrnnft darüber, ob dieSta·ats
regierung jemals von einer amerikan!i.schen Stelle 
Mitteilung üiber diese Piartisanenor.ganisationsbemü
hungen erhalten hat urud welch·e Gewähr sd.e dafür 
hat, daß siich .Ähnliches nicht wiederholt. 

Die in der Öffentlichkeit IÜtber di:e Erklärungen 
. des hessischen Ministerpräsddenten ä.nzwischen ent

standene Disik:ussion hat schHeßlich auch zu der 
Bundestagsdebatte vo~ 23. Oktober über diese Fra
gen geführt. Bei dieser Debatte spieil.te auch die 
FTiage eine Rolle, inwieweit die Bundesregierung 
selbst Organrl.s·ationen unterstütz·e, über deren Tätig
keit und Zusammensetzung in der Öffentlichkeit 
Genaueres nicht bekannt ist. Es ist !heute e.ine all
gemein bekannte Tatsache, daß sowohl dias Mini
sterium für gesamtdeutsch·e Fragen wie auch das 
Bundes!i.nnenministerium üJber erhebliche Mittel 
verfügen, um eine gewisse Propagandatätigke.it 
gegen totalri.tä:re ßestrebungen, insbesondere gegen 
bolschewistische Zersetzungsversuche zu unter
stützen. Was bisher über di:ese Tätigkeit bekannt
geworden iSt, hat uns rnicht befr:iedigt. Nicht nur 
wir haben uns des öfteren über den kostspieligen 
Druck von Broschüren gewundert, die in der Öffent
lichkeit verbreitet, aber nicht gelesen worden sind 
und üiber deren Wirik:ung wir m!i.t Recht Zweifel 
geäußert haben. 

(A'bg. Haußleiter: Wir auch!) 

Wir haben nun auch mit Erstaunen davon Kenntnis 
genommen, daß offenbar vom Bund her Organisa
tionen unterstützt werden, die sich militärische Auf
gaben zum Ziel setzen und die keiner demokrati
schen Kontrolle unterliegen. Ich ·darf hier neben 
dem BDJ den „Stoßtrupp gegen bolschewistische 
Zersetzung" erwähnen, über dessen Tätigkeit in 
der bayerischen Presse aufschlußreiches Material 
verö:ffenfü.cht worden ist. Wir sind seihr im Zweifel 
darüber, qb die Persönlichkeiten, die sich für eine 
solche Organisationstätigkeit hergeben, trotz ihrer 
Loyalitätserklärun:gen, die sie offenbar gegeniliber 

diesem demokratri.schen Staatswesen a•bge:ben müs
sen, der Festigung unseres demokratischen Staates 
in letzter Hinsicht nützen könrn:en. Wir werden zu 
gegebener Zeit gerade zu diesen Personalfragen 
einiges zu sagen haben, wenn der Versuch gemacht 
werden sollte, diese geheime Freikorpstätigkeit 
fortzuführen. 

Diese undurchsichtige Aktivität wird um so ge
fährlicher, als man erfährt, daß man sri.ch mit der 
Absicht trägt, gewisse Heimwehrorganisationen 
unseligen Angedenkens zu schaffen, die außer Kon
trolle der Öffentlichkeit abenteuerlichen Zieil.en die
nen. Es ist unmöglich, meine Damen und Herren, 
die Vielz1ahl solcher Organisationsersch"einungen und 
die allerorts auftauchenden Gerüchte hier vorzu
tragen. So ist es zum Beispiel nicht möglich, fest
zustellen, was eine Me1dung bedeuten soll, wonach 
Beamte des Bundesministeriums für gesamtdeutsche 
Fragen in Bayern bei einer Tagung der Organisa
tion „Freiheits•aktion der Jugend" anwesend wareh 
und in privaten Unterihaltungen zum Ausdruck ge
bracht haben soUen, daß man sich demnächst an die 
Aufstellung eine1: Abwehrorganri.sation, einer Art 
Heimatschutz, perianmachen könnte. Noch bedenk
licher aiber erscheint es uns, wenn solche künstlich 
aufgezogenen und in der Hauptsache durch finan
zielle Leistungen aktiv gemachten Gruppen bei ihren 
Werbungen Mefüoden anwenden, die sie .mit dem 
Gesetz in Konflikt bringen müssen. Und wenn dann 
das Bundesminist·erium für ges~mtdeutsche Fragen 
sä.eh· bei. den zuständigen Stellen dafür verwendet, 
daß man Strafanträge gegen Mitglieder des BDJ 
wegen vorschriftswidrigen Plailmtkle•bens nicht ver
folgen möge, und das· Bundesmilli:sterium, sovi~l 
uns bekannt ist, auch durch die Ausgabe von Be
scheinigungen an Angehörige des BDJ bewirken 
wollte, daß diese be:l Übertretung presse- und wege
polizeilicher Vorschriften keiner Strafverfolgung 
ausgesetzt werden sollen, so stimmt uns das" sehr 
bedenklich. 

(Abg. Bezo1d: Alles schon einmal dagewesen!) 

Wo kommen wir hin, wenn auf- diese Weri.se Staats
bürger zweierlei Rechts geschaffen 

(Sehr gut!) 

und eindeutri.ge Strafvorschriften ·auf Veranlassung 
eines Ministeriums außer Kraft gesetzt werden 
können! / 

(Abg. Kiene: Unerhört!) 

Es ist festzustellen, daß das bayerische Justizmini
sterium, wie wfr erfahren iha>ben, dieses Ersuchen 
des Bundesministeriums Kaiser abgelehnt hat. Es 
ist aber sehr bedeutsam, wenn überhaupt ein Bun
desminister-ium eri.n solches Ansuchen an das Justiz
m!i.nister:ium eines L1andes stellt. 

(Abg. ßezold: ... die Frechheit hat, zu stellen!) 

Abgesehen von dem Wert oder Unwert einer propa
gandistisch von iBehö:riden gelenkten Aktiv!i.tät 
gegen Zersetzungsver.such"e totalitärer Organisa
tionen scheint uns eines vor allem notwendri.g zu 
sein: daß nämlich die bayerische Staatsregierung 
von dieser .A!ktiv.ität informri.ert und daß ihr Ge
}eg.enheit gegeben wird, dazu Stellung zu nehmen. 
Das Durcheinander der v·erschiedensten Grüppchen 
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und Organis-ationen, die auf diesem Gebiete arbei- , 
ten, wirtd noch erhöht durch die Unzahl kommuni
stischer Tarnorganisationen, bei denen es durchaus 
nicht sofort er:kenntfüi.ch ist, wer ihre Auftraggeber 
sind. Auf diese Weise wird im politischen Leiben 
eine Unsicherheit geschaffen, die eine e'!'nste Auf
ibauar:beit der demokratischen Parteien erheblich 
zu erschweren vermag. Meine F'r.ak1Jion bittet daher 
die Sta:atsregiier:ung um Aufklärung darüber, inwie,· 
weit sie von Bundesministerien über die Tätigkeit 
solcher Organis·ationen auf bayerischem Boden 
unterrichtet worden ist und welche Art von Unter
stützung solChen Origanisatiionen in Bayern ge
währt wurde. 

Meine ~Damen und Herren! Me:ine Fraktion nahm 
mit Genugturung Kenntnis von der Äußerung des 
Herrn Vorsitzenden der CSU anläßlich seiner Rede 
vor dem Landes.ausschuß der CSU in Dinkelsbühl, 
wo er mit !Deutlichkeit zu den Vorgängen Stellung 
naihm uTIJd jede Form paramilitärischer Organisa
tionen, gianz gleich welcher politischen Zielsetzung, 
ablehnte. Es sei mir gestattet, folgenden Satz des 
Herrn Vorsitzenden der CSU hier zu zitieren: 

Es ist nicht gut, wenn die Besatzungsmacht in 
den Geruch gerät, untergründig zu' ar:beiten, 
und es ihr dabei passiert, mit deutschen Kom
plicen in Ver:bindung zu geraten, die alles 
andere ials g'eeignet sirud, der Sache der Demo
kl'latie un!d der Fre:iheit zu dienen, wie sie den 
Amerikanern vorschwebt. Handelt es sich bei 
diesen Eilementen doch me!ist um verkappte 
Nazi oder getarnte Kommunisten! 

1QSeihr richtig!) 

Mit aller Deutlichlkeit spmch sich der CSU-Vor
sitzel)!de auch dagegen aus, daß Bonner ministerielle 
Stellen, die mit sehr erheblichen Fonds und Mitteln 
aus der Bundeskasse ausgestattet sind, sich in einer 
Weise verhalten, die mehr als eine unerwünschte 
Einmischung wie als eine echte Hilfe empfunden 
werden muß. Wir wrürden es begrüßen, wenn die 

- bayer>isch·e Staatsregierung diese eindeutige Er
kit'ärung in diesem !Hohen Hause bekräftigen würde. 

Ets wäre' dem Bundestag urud der Bundesregierung 
zu empfohlen, eine äihnliche Einmchtung zu schaffen, 
wie sie in diesem Hohen Hause unter Mitwirkung 
der Staatsregierung veranlaßt wul'lde. Der Ausschuß 
für Sicherheitsfragen im ibayel'ischen Parlament, in 
dem alle Fraktionen vertreiten sind, hatte in den 
letzten Monaten Gelegenhe:it, sich von der bayeri
schen Sta•atsregierung über die Lage auf dem Ge
biete der ö!ffentlichen Sicherheit 1aufend unterrich
ten zu lassen. Die bayerische IStaatsr,egierung hat 
nie versäumt, alle Fragen des Ausschusses zrt be
antworten und hat damit ein Verhältnis des Ver
trauens zwischen Farlament und Regierung auf die
sem wichtigen Gebiet geschaffen, das wir leider !im 
Bundestag vermissen. Wir !halben volles Vertrauen 
zu den s•taatlichen Orgianen, die frber die Sicher
heit unseres Landes zu wachen haben, wür.den .es 
j,edoch begrüßen, wenn die Staatsregierung Ge
legenheit nähme, in diesem Zusammenhang auch 
vor dem Hohen Hause über 'den Stand der Ermitt-

lungen zu iberichten, die sie über die pekanntgewor
denen Umtriebe eingeleitet hat. 

Namens meiner Fraktiion möchte ich zium Schluß 
noch zum Ausdruck 1bringen, daß wir die beste 
Garantie für die demokratische Ordnung unseres 
Staates und für 1die allgemeine S:ichertheit darin 
sehen, c1aß alle demokratischen Kräft~ und beson
ders die demokDatischen P•arteien dieses Par>1aments 
zus•ammenaribeiten, für die allgemeine Sicherheit 
sich e:insetz,en und ein gegens·eitiges Vertrauensver
hältnis schaf:ßen, so daß Probleme dieser Art ge
meinsame Pro!bleme diieses Parlaments sind. Wir 
müssen einig sein in dem Willen, Recht, Ordnung 
und persönliche Freiheit zu schützen. Mit diesem 
Willen veribinden wir die feste Entschlossen!heit, 
gegen alile jene vorzugehen, die getarnt oder offen 
die Fundamente dieses Staiates zu unterminieI'en 
suchen. 

Wir 1begrüßen daher - idas sei auch hier fest
gestellt - die Entscheidung des Bundesverfassungs
gerichts gegen die SRP, die wir als einen mutigen 
AJkt ibezeichnen, der uns in der Überzeugung be
stärkt, daß sd.ch die Ereignisse von 1933 nicht wie
derholen werden. 

Wir w:ünschen, daß auch die hayer:ische Stwats
regierung von •allen Möglichkeiten,. die durch diese 
Entscheidung des Bundesv,erfassungsgerichts gege
ben sind, vollen Gebrauch macht. Der Unterstützung 
der Sozialdemokratischen Fraktion kann sd:e dabei 
sicher sein. 

(Be:i:fia'11 bei der SiPID) 

P1·äsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
der Interpellation erteile ich das Wort dem Herrn 
Staatsminister des Innern. 

Dr. Hoegner, Staatsminister: Meine Damen und 
Herren! Die bisherigen Ermittlungen über die Tä
tigkeit von Geheimorganisationen in Bayern haben 
folgendes ergeben. 

Noch am Morgen, an dem in den Zeitungen die 
Erklärung des hessischen Ministerpräsidenten er
schien, habe ich umfassende Maßnahmen angeord
net. Zunächst wurde über das bayerische Staats
ministerium der Justiz an den Generalstaatsanwalt 
beim Oberlandesgericht München Anzeige gegen 
Unbekannt wegen Verabredung zum Mord - Ver
brechen nach §§ 49 a Absatz 2, 211 StGB - er
stattet. Sodann entsandte ich den Leiter des. baye
rischen Landesamts für Verfassungsschutz unver
züglich nach Wiesbaden und Frankfurt mit dem 
Auftrag, an Ort und Stelle etwaige Feststellungen 
über Verbindungen der Geheimorganisationen nach 
Bayern zu treffen. Der Leiter. des bayerischen 
Landesamts für. Verfassungsschutz nahm in Hes
sen Fühlung mit der hessischen Staatsregierupg, 
dem hessischen Landesamt für Verfassungsschutz 
und dem Polizeipräsidium in Frankfurt am Main. 
Er konnte dort auch wichtige Akten einsehen. Nach 
seiner Rückkehr wurde das Präsidium der bayeri
schen Landpolizei beauftragt, gemäß den inzwi
schen gewonnenen Erkenntnissen in ganz Bayern 
die erforderlichen Ermittlungen durchzuführen. 
Im Einvernf=hmen mit dem bayerischen Staats
ministerium für Justiz wurde die Weisung erteilt, 
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bei den als verdächtig ermittelten Verbindungs
leuten Haussuchungen vorzunehmen und erfor
derlichenfalls auch zu Festnahmen zu schreiten. In 
diesem Zusammenhang wurden auch die Berichte 
über die seinerzeitigen Waffenfunde in Bayern 
einer erneuten Prüfung unterzogen und weitere 
Nachforschungen angestellt. 

Folgende Organisationen wurden von den poli
zeilichen Ermittlungen erfaßt: a) der Bund Deut
scher Jugend, b) der Stoßtrupp gegen bolschewisti
sche Zersetzung mit seiner Unterorganisation Deut
scher Heimatschutz und c) die Aktion F -'Aktion 
Freiheit, Aktion der Jugend. 

Bis jetzt liegen folgende Ergebnisse vor, die 
ohne Gefährdung des Untersuchungszweckes be
kanntgegeben werden können: 

Der BDJ setzt sich vorwiegend aus Kreisen ehe
maliger Wehrmachtsangehöriger, insbesondere der 
Luftwaffe und der ehemaligen Waffen-SS,_ zum 
großen Teil aus Offizieren im Alter von 30 bis 
50 Jahren zusammen. 

(Zuruf: Daher der Name!) 

Der BDJ hat sich die Aufgabe gestellt, den Kom
munismus durch eigene Flugblätter und Plakate, 
durch Beseitigung kommunistischer Plakate, Dis
kussion in kommunistischen Versammlungen, 
Sprengung kommunistischer· Versammlungen und 
dergleic11'en zu bekämpfen. Der BDJ verfügt über 
einen besonderen Technischen Dienst, der unter 
Leitung amerikanischer Armeestellen eine Parti
sanenorganisation aufbaute, 

(Hört, hör~!) 
die beim Einmarsch der Russen den russischen 
Truppen hinter der :E:'ront durch Sabotageakte 
Nachteile zufügen sollte. Der Technische Dienst 
verfügt wiederum über einen eigenen Abwehr
dienst, dessen Leiter ein ehemaliger SS-Offizier ist. 

(Hört, hört!) 

Auf Grund des vorgefundenen und sichergestellten 
Mat~rials sowie auf Grund der Aussagen des Lei
ters dieses Abwehrdienstes steht einwandfrei fest, 
daß der Technische Dienst auch die Absicht gehabt 
hat, von ihm als politisch unzuverlässig angesehene 
Personen im Ernstfall „kaltzustellen". Die Aus
sage des Leiters des Abwehrdienstes „O" ergab 
einwandfrei, daß unter „kaltstellen" die Tötung 
der für unzuverlässig gehaltenen Personen zu ver
stehen ist. In dem beschl'agnahmten Material be
finden sich unter anderem zwei Akten, deren einer 
die Aufschrift „Proskriptionsliste" trägt. 

(Abg. Haußleiter: Donnerwetter!) 

- Ich nehme an, daß die Geschichtskenntnisse des 
Zwischenrufers auch so weit reichen! Die Herren 
werden wissen, was im alten Rom unter „proskrip
tio" verstanden wurde. - Dieser Akt enthält die 
Namen derjenigen, .die im sogenaµnten Ernstfall, 
das heißt im Zeitpunkt eines etwaigen Einmar
sches der Russen, zu erschießen wä.ren. Die Namen 
dieser Leute sind der breiten Öffentlichkeit nicht 
bekannt. Außer dieser Proskriptionsliste wurde 
insbesondere ein weiterer Akt . sichergestellt, in 

dem überwiegend bekannte Sozialdemokraten; 
darunter auch die seinerzeit gemeldeten Namen, 
aufgeführt sind. Diese Zusammenstellungen ent
halten auch eine genaue Beschreibung der einzel
nen Persönlichkeiten,, die allerdings manchmal 
falsch ist, 

(Abg. Haußleiter: Warum wird die Liste 
nicht veröffentlicht? Wir wollen die Liste 

sehen!) 

und zwar eine Beschreibung sowohl nach .ihrer 
körperlichen Erscheinung, nach Art eines Steck
briefes, als auch hinsichtlich ihres politischen 
Werdegangs und ihrer gegenwärtigen politischen 
Betätigung. Die Liste befindet sich bei der Bundes
anwaltschaft. Auch bayerische sozialdemokratischi:; 
Politiker sind in der Liste festgenagelt. Die Ent
scheidung darüber, welche dieser Personen auf die 
Prospriktionsliste übertragen werden sollten, lag 
bei einer Persönlichkeit, die in Hamburg ansässig 
ist. Die Ermittlungen in dieser Richtung dauern 
noch an; sie werden nunmehr von der Bundes
anwaltschaft in Karlsruhe geführt. 

Zweifellos erwiesen ist, daß der Technische 
Dienst des BDJ auch Vertreter in Bayern besaß. 
Unt~r ihnen befanden sich auch führende Persön
lichkeiten. Eine davon war, als die polizeiliche 
Haussuchung stattfinden sollte, gerade ins Ausland 
verreist. Die Ermittlungen ergaben;. daß der Mann 
einen Urlaub auf Befehl angetreten hatte, nach
dem er zuvor mit Frankfurt und Bonn Fühlung 
genommen und verlautbaren hatte lassen, daß „die 
Dinge in Ordnung gingen". Bei der Haussuchung 
wurde festgestellt, daß dem Mann rund 70 000 DM 
aus amerikanischen Quellen zugeflossen waren; 

(Hört, hört!) 

30 000 DM konnten noch in einem Versteck in der 
Wohnung sichergestellt werden. Der Name des 
Amerikaners, mit dem der Mann in Verbindung 
stand, ist bekannt. Die Ermittlungen werden in 
diesem Fall von der St;rntsanwaltschaft und der 
Bundesanwaltschaft weitergeführt. 

Nach dem bisherigen Ermittlungsergebnis steht 
ferner fest, daß der BDJ vom Bundesministerium 
für gesamtdeutsche Fragen auch finanziell geför
dert worden ist. Sein Technischer Dienst hat auch 
von der amerikanischen Armee, nicht dagegen von 
der amerikanischen Zivilverwaltung Unterstützun
gen erhalten. Die Amerikaner haben sich haupt
sächlich um die Partisanenschulung und die ge
plante Partisanentätigkeit bekümmert und eine 
entsprechende Ausbildung der Angehörigen des 
Technischen Dienstes organisiert. Dabei wurden 
den Schülern von ihren amerikanischen Lehrern 
Hinweise gegeben, wie man einen Menschen töten 
könne, ohne daß Spuren von Gewaltanwendung 
nachweisbar sind. 

(Lebhaftes hört, hört! - Abg. Stock: Das 
sind ja Gangstermethoden!) 

Auch wurde Unterricht in der Erzwingung von 
Aussagen erteilt. In Bayern befindet sich ein Schu
lungsheim des BDJ in Laufach .bei Amberg. Einige 
in Nordbayern beheimatete Personen haben an der 
Schulung des Technischen Dienstes in W?-ldmichel.: 

2 
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bach im Odenwald, andere an amerikanischen 
Lehrgä_ngen in Grafenwöhr teilgenommen. Dort 
hat eine Zentralfigur des Technischen Dienstes aus 
Südbayern auch als Lehrer gewirkt. 

Gegenstand der Ermittlungen bildet sodann der 
„Stoßtrupp gegen bolschewistische Zersetzung'i. 
Er ist eine selbständige Organisation; Neuerdings 
hat sich aber ergeben, daß führenc12 Persönlich
keiten des Stoßtrupps zugleich Funktionäre des 
BDJ waren. Der Stoßtrupp ist nach einer Mittei
lung des Bundesministeriums des Innern am 
24. April 1951 durch vertragliche Abmachungen 
zwischen dem Leiter der antikommunistischen Ak
tion, einem gewissen Herbert Herzog und dem 
Major a. D. Hans Georg Fernau, dem Führer. des 
Deutschen Heimatschutzes in Erlangen gegründet 
worden. Auch der Stoßtrupp gegen bolschewisti
sche Zersetzung hat sich die Bekämpfung des Kom
munismus zum Ziele gesetzt. Leiter und Vorsitzen
der dieser Organisation ist der Oberstleutnant a. D. 
Erwin Dörr in Regensburg. Der bayerischen Staats
regierung ist diese Organisation dadurch bekannt 
geworden, daß das Bundesministerium für gesamt
deutsche Fragen durch seinen Staatssekretär .mit
teilte, es handle sich bei dieser Organisation um 
ein förderimgswürdiges Unternehmen, das sich die 
Bekämpfung der kommunistischen Infiltration zum 
Ziele gesetzt habe. · 

(Abg. Stock: Ja, ist man denn im· Ministe
rium für gesamtdeutsche Fragen so dumm, 

daß man nicht merkt, was los ist?) 
Die Tätigkeit der Angehörigen des Stoßtrupps gab 
bald zu Bedenken Anlaß. Amtliche Nachprüfungen 
ergaben; daß die Organisation des Stoßtrupps auf 
der Grundlage des sogenannten Drei-Mann-Sy
stems aufgebaut ist und daß der Leiter die Zu-. 
sammenarbeit mit dem Bayerischen Landesamt 
für Verfassungsschutz ablehnte. Daraufhin wurde 
die ursprüngliche Empfehlung zurückgezogen. 
Auch eine persönliche Vorsprache des Leiters Dörr 
ergab keine Klärung über Rechtsnatur und Satzun
gen dieser Organisation. Ihre Versicherung, auf 
dem Boden der demokratischen Verfassung zu 
st.ehen, konnte für sich allein nicht genügen. Im 
Sommer 1952 wurde deshalb der Staatssekretär 
im Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen, 
auf den sich vor allem Herr Dörr ständig beruft, 
um eingehende Aufklärung über den Stoßtrupp 
ersucht. Das war um so veranlaßter, als sich die 
Mitglieder des Stoßtrupps vielfach über gesetzliche 
Vorschriften hinwegsetzten. Die erst nach ge
raumer Zeit eintreffende Antwort des Bundes
ministeriums für gesamtdeutsche Fragen War un
befriedigend. Das Bundesministerium wurde daher 
unverzüglich durch eine erneute Note der baye
rischen Staatsregierung ersucht, bei Meidung eines 
Verbotes des Stoßtrupps eingehenden Aufschluß 
über die Organisation und ihre Mitglieder zu 
geben. 

Ehe diese Verhandlungen abgeschlossen waren, 
gaben die Veröffentlichungen des hessischen Mini
sterpräsidenten Veranlassung, die polizeilichen, Er
mittlungen auch auf c;Ien Stoßtrupp auszudehnen. 

Sie führten zu dem Ergebnis, daß der Stoßtrupp 
über eine Unterorganisation, den sogenannten 
„Deutschen Heimatschutz", den DHS verfügt. Die 
Mitglieder dieser Organisation setzen sich aus ehe
maligen Offizieren zusammen und sind nach außen
hin straff organisiert. Dem Vorsitzenden des Stoß
trupps untersteht der Leiter des Deutschen Heimat
schutzes. Die Mitglieder des Deutschen Heimat
schutzes mußten einen Schein unterschreiben„ in 
dem sie sich unter anderem ehrenwörtlich zur unbe
dingten Geheimhaltung der Zusammensetzung und 
der Ziele der Organisation gegenüber. allen außer
halb der Organisation stehenden Personen und Ein
richtungen verpflichteten. Ferner war darin die Ver
pflichtung zur unbedingten Geheimhaltu:O:g von 
Maßnahmen, Anordnungen und Befehlen gegenüber 
allen Personen, auch Angehörigen des DHS ent
halten. Auch die jetzt erst durch das Bundesministe
rium bekanntgegebenen Satzungen des DHS lassen 
erkennen, daß die Pflicht zum unbedingten Gehor
sam· gegenüber den Führern und die straffe militä
risdie Organisation allem anderen vorgeht So 
wurde vom maßgebenden Leiter des DHS bei der 
Werbung von Mitgliedern erklärt, daß man „Ver
räter zu finden und zu bestrafen wissen" werde. 

(Hört, hört!) 

Gegebenenfalls werde man solche Personen . beim 
Aufbau einer künftigen Wehrmacht als., wehr
unwürdig erklären und ihre Existenz ebenso wie 
ihre gesellschaftliche Stellung vernichten. 

(Hört, hört!) 

Die Werbung wurde insbesondere von ehemaligen 
Funkern, Fliegern und ehemaligen SS-Führern be
trieben. Beziehungen zu amerikanischen Stellen be
stehen. Der Anruf einer als Referenz aufgegebenen 
Telefonnummer ergab, daß es sich dabei um eine 
Dienststelle des amerikanischen CIC handelte. 

(Hört, hört! -. Abg. Bezolcl:. Das sind die 
. gleichen, die' anderen Kollaboration vor-

werfen!) 

In jüngster Zeit hat auch das Bundesinnenministe
rii;im gegen die Satzung des DHS wegen des festge
legten Führerprinzips beim Bundesministerium für 
gesan:itdeutsche Fragen Vorstellungen erhoben. Mit 
Schreiben vom 17. Oktober 1952 wurde dem baye
rischen Staatsministerfüm des Innern mitgeteilt, es 
werde bei Beibehaltung der bisherigen Satzung cies 
Stoßtrupps das Land Bayern gebeten - nach einem 
anderen Schreiben heißt es „ermächtigt" - werden, 
die Organisation zu verbieten. 

Schließlich ist noch die Gruppe „Freiheitsaktion 
der Jugend", sogenannte Aktion F, zu nennen. Sie 
besteht auf der Wahrung der Grundsätze und Auf
gaben der freiheitlichen demokratischen Grundord
nung. Die Aktion F und ihre Mitglieder sind nach 
dem bisherigen Ermittlungsergebnis nicht als Unter
grundbewegung anzusprechen. Wesentlich erscheint 
wieder, daß das Bundesministerium für gesamt
deutsche Fragen auch zu dieser Gruppe offensicht
lich Verbindung besitzt. Ein gesetzwidriges Ver
halte:µ der Aktion F ;i.~t bisq~r nicht bekanntgewor-
den. · 

Auf Grund der Zeitungsmeldungen über die Vor
fälle in Hessen sind auch beim bayerischen Staats-
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ministerium des Innern Meldungen und Hinweise 
in großer Zahl eingegangen. Das bayerische Staats
ministerium des Innern hält es für seine Pflicht, 
unter Wahrung der gewonnenen Resultate jeder 
dieser Spuren auf das gewissenhafteste nachzu
gehen. Das Ergebnis der Untersuchungen wird 
seinerzeit dem Landtag mitgeteilt werden. 

Die bayerische Staatsregierung nimmt zu den 
geschilderten Erscheinungen folgende Stellung: 

l.' Die bayerische Staatsregierung bedauert, daß 
hinter ihrem Rücken von gewissen amerikanischen. 
Dienststellen deutsche Staatsbürger nicht nur mili
tärisch, sondern auch in der Beseitigung von Mit
bürgern ausgebildet und mit geheimen Waffen
lagern ausgestattet worden sind. 

(Sehr gut!) 

Besonders empörend ist, daß sich die Besatzungs
macht dabei auch solcher Kreise bedient hat, die 
neben ehrlichen Leuten auch geschworene Feinde 
des demokratischen Staates umfassen können, deren 
Gesinnungsgenossen das deutsche Volk schon ein
mal in namenloses i;Jnglück gestürzt haben. 

(Sehr gut!) 

Wir bedanken uns für Vaterlandsverteidiger mit 
dem Dolch des Femernörders im Gewande! 

(Lebhafte Zustimmung.) 

Die Werbung von Deutschen für eine Fremden
legion ist uns immer verhaßt, auch wenn diese 
Legion im amerikanischen Solde steht. 

(Sehr gut! - Bravo!) 

Deutschlands Verteidigung gegen einen Angriff von 
außen kann niemals Sache einer geheimen Ver
schwörergesells.chaft, sondern sie kann nur Sache 
des ganzen deutschen Volkes sein. 

(Erneute lebhafte Zustimmung.) 

2. Die Staatsregierung hä1t es für unerträglich, 
daß Bundesbehörden im Bundesgebiet Geheim
organisationen dulden und fördern, ohne die zu
ständigen Landesregierungen rechtzeitig über Bil
dung, Ziele und Tätigkeiten solcher Verbände in 
Kenntnis zu setzen. 

(Sehr gut!) 

Wir verwahren uns dagegen, daß Bundesmittel für 
unbekannte Zwecke an unbekannte Organisationen 
und ohne genügende Kontrolle über die Verwen
dung gegeben werden. Eine Wiederholung solcher 
Vorgänge müßte zu einer schweren Belastung des 
guten Verhältnisses zwischen Bundesregierung und 
Länderregierungen und zur Zerstörung des gegen
seitigen Vertrauens führen. 

(Sehr richtig!) 

3. Der Kampf gegen bolschewistische Zersetzung 
muß zunächst von den zuständigen Staats- und Ge
meindebehörden nach Maßgabe der Verfassung und 
der Gesetze geführt werden. Die Mitarbeit der Be
völkerung ist willkommen, aber auch sie :rp.uß sich 
im Rahmen der Gesetze halten. Sie darf nicht die 
Form halbmilitärischer Geheimorganisationen unter 

unbekannten Führern und mit unbedingtem Gehor.,. 
!lam gegen sie annehmen. Die Lehren der Ver
gangenheit sollten uns vor "!llem davor bewahren, 

· braune Böcke zu unseren Gärtnern zu machen. 

(Sehr gut!) 

Gewisse Bundesbehörden sind hier zweifellos sehr 
unvorsichtig zu Werke gegangen. Sie haben ver
gessen, daß unter dem Vorwand des Kampfes gegen 
den Bolschewismus in der Zeit der Weimarer Repu
blik zahlreiche halbmilitärische Verbände und 
Fememordorganisationen entstanden sind. Die baye
rische Staatsregierung wird die Wiederkehr solcher 
Erscheinungen mit allen gesetzlichen Mitteln ver
hindern. 

(Lebhafte Zustimmung.) 

Sie wird auch nicht warten, bis sie vom Bund die 
Erlaubnis zur Unterdrückung derartiger Auswüchse 
erhält. Sie wird kraft eigenen Rechts und nach eige
nem pflichtgemäßen Ermessen die erforderlichen 
Maßnahmen treffen. 

(Starker Beifall) 

Meine Damen und Herren! Der b"ayerische Staat 
ist nicht in Gefahr. Um die verfassungsmäßige Ord
nung wäre es schlecht bestellt, wenn sie durch den 
groben Unfüg einiger hundert oder tausend Leute 
ernstlich bedroht werden 'könnte. Aber die bayeri
sche Staatsregierung wird äußerst wachsam sein. 
Sie weiß sich mit dem Bayerischen Landtag und 
mit dem übergroßen Teil des bayerischen Volkes 
einig darin, daß unsere demokratische Ordnung die 
beste Gewähr für einen friedlichen Wiederaufbau 
Deutschlands bietet. 

(Lebhafte Zustimmung.) 

Wir :wollen endlich unsere bayerische Ruhe haben 

(Beifall) 

und wir werden sie kräftig zu verteidigen wissen 
gegen Störenfriede von rechts und links. 

(Bravorufe und andauernder starker Beifall 
auf allen Seiten des Hauses) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich frage das Hohe' 
Haus, ob es eine Aussprache über die Interpellation 
wünscht. Wer für eine Besprechung ist, möge sich 
vorn Platz erheben. - Die Unterstützung genügt 
nicht; eine Aussprache erfolgt nicht. 

Ich rufe nunmehr aus der Tagesordnung für die 
heutige Sitzung die Ziffer 5 auf: 

Entwurf eines Gesetzes über die Anerkennung 
juristischer Personen. und nichtrechtsfähiger 
Personenve1·einigungen als Verfolgte (Beilage 
3312). 

Über die Verhandlungen des Ausschusses für 
Rechts- und Verfassungsfragen (Beilage 3s°76) be
richtet an Stelle des Abgeordneten·Prandl der Ab
geordnete Donsberger. Ich erteile ihm das Wor.t. 

Donsberger (CSU), Berichterstatter: Herr Präsi
dent, meine Damen und Herren! Die bayerische 
Staatsregierung hat den Entwurf eines Gesetzes 
über die Anerkennung juristischer Personen und 
nichtrechtsfähiger Personenvereinigungen als Ver-
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folgte vorgelegt. Dieser Gesetzentwurf ist in Bei
lage 3312 abgedruckt und vom Rechts- und Verfas
sungsausschuß in seiner 121. Sitzung am 14. Oktober 
1952 beraten worden. Berichterstatter war der Ab
geordnete Prandl, Mitberichterstatter war ich selbst. 

Der B e r i c h t e r s t a t t e r führte einleitend 
aus, die Vorlage gehe auf den Beschluß des Land
tags vom 3. April 1952 zurück, nach dem das Gesetz 
über die Anerkennung als Verfolgte vom 27. März 
1952 auch auf juristische Personen, nicht eingetra
gene .Vereine und Gesellschaften des bürgerlichen 
Rechts ausgedehnt werden solle. 

Eine allgemeine Aussprache über den Gesetzent
wurf fand nicht statt. Nachdem die einzelnen Para
graphen des Gesetzentwurfs beraten waren, nahm 
der R,echts- und Verfassungsausschuß den von der 
Staatsregierung vorgelegten Gesetzenentwurf an. 
Ich bitte das Hohe Haus, entsprechend dem Inhalt 
der Beilage 3376 zu beschließen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich schlage dem 
Hohep. Hause vor, die allgemeine und die besondere 
Erörterung miteinander zu verbinden und auf die 
erste Lesung unmittelbar die zweite Lesung folgen 
zu lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. Ich 
werde so verfahren. 

Wir treten in die erste Lesung ein. Ich eröffne die 
Aussprache. Eine Wortmeldung erfolgt nicht. Die 
Aussprache ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Dabei liegt, so
weit ich nichts anderes erkläre; der Wortlaut des 
Gesetzes auf der Bei1age 3312 zugrunde. 

Ich rufe auf den § 1, der lautet: 

' (1) Juristische Personen oder nichtrechtsfähige 
Personenvereinigungeri, die unter der nat.-soz. 
,Gewaltherrschaft aus den in § 1 Abs. 1 des 
Gesetzes zur "Wiedergutmachung nat.-soz. Un
rechts (Entschädigungsgesetz) vom 12. August 
1949 (GVBI. S. 195) aufgeführten Gründen auf
gelöst, zur Selbstauflösung gezwungen oder 
nicht nur geringfügig geschädigt wurden, er
halten auf Antrag vom Landesentschi;idigungs
amt einen Ausweis über ihre Anerkennung als 
Verfolgte. 

(2) § 3 Abs. 1 und 3, §§ 5 bis 8 des Gesetzes 
über die· Anerkennung als Verfolgte vom 
27. März 1952 · (GVBI. S. 124) finden entspre
chende Anwendung. 

Wer dieser Formulierung die Zustimmung erteilt, 
wolle Platz behalten. - Ich bitte um, die Gegen
probe. - Stimmenthaltungen? - § 1 ist einstim
mig ~ngenommen. 

Ich rufe auf § 2 mit folgendem Wortlaut: 

Der Antrag auf Anerkennung ist innerhalb 
eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
beim Landesentschädigungsamt in München zu 
stellen. 

Wer dieser Formulierung die Zustimmung erteilt, 
wolle Platz behalten. - Stimmenthaltungen und 
Gegenstimmen sind nicht vorhanden. § 2 ist ein
stimmig angenommen. 

In den Fällen, in denen die verfolgte juri
stische Person oder nl.chtrechtsfähige Personen
vereinigung nicht mehr besteht, hat diejenige 
juristische Person oder nichtrechtsfähige Per
sonenvereinigung ein Recht auf Anerkennung, 
die nach ihrer Verfassung, Zusammensetzung,. 
Zweckbestimmung oder organisatorischen Stel
lung als Nachfolgerfo der nicht mehr bestehen
den anzusehen ist. 

Wer dieser Fori;nulierung die Zustimmung erteilt, 
möge Platz behalten. - Stimmenthaltungen und 
Gegenstimmen s}nd nicht vorhanden.§ 3 ist einstim
mig angenommen. 

Als Tag des Inkrafttretens des Gesetzes schlägt 
der Ausschuß für Rechts- und Verfassungsfragen 

. den 1. Januar 1953 vor. - Dagegen erhebt ich keine 
Erinnerung. § 4 ·lautet d~mnach wie folgt: 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1953 in Kraft. 
Ich stelle fest, daß diese Formulierung gleichfalls 
einstimn:iig angenommen ist. · 

Damit ist die erste. Lesung beendet. Wir treten in 
die zweite Lesung ein. Ich eröffne die Aussprache. 
Eine We>rtmeldung erfolgt nicht. Die Aussprache ist 
geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung nach den. Be
schlüssen der ersten Lesung. Ich rufe auf§ 1-ohne 

. Erinnerung; § 2 - ohne Erinnerung; § 3 - ohne 
Erinnerung;§ 4 - ohne Erinnerung. 

Ich stelle fest, :daß die einzelnen Paragraphen die 
Zustimmung des Hauses auch in der zweiten Lesung 
gefunden haben. Damit ist die zweite Lesung. be
endet. 

Wir kommen: zur Schlußabstimmung über das 
, ganze Gesetz. Ich schlage vor, diese in einfacher 
Form vorzunehmen. - Es erfolgt kein Widerspruch. 
Wir verfahren so. 

Ich bitte diejenigen Mitglieder des Hohen Hauses, 
die dem Gesetz in der Fassung der Beschlüsse der 
zweiten Lesurig die Zustimmung erteilen, sich vom 
Platz zu erheben. - Ich stelle fest, daß das Gesetz 
einstimmig angenommen ist. 

Das Gesetz hat den Titel: 

Gesetz über die Anerkennung juristischer Per
sonen und nichtrechtsfähiger Personenvereini
gungen als Verfolgte. 

Ich stelle fest, daß auch die Überschrift des Gesetzes 
die Zustimmung des Hauses gefunden hat. 

Die B~ratung dieses Gegenstandes der Tagesord
nung ist. damit abgeschlossen. 

Die noch offene Ziffer 6 der Tagesordnung ist 
zurückgestellt bis nach den Fraktionssitzungen. Ob 
der Gegenstand morgen behandelt wird oder nicht, 
wird erst entschieden, wenn das Ergebnis der Frak
tionssitzungen vorliegt. 

Ich rufe nunmehr auf die Ziffer 7 a der Tages-
ordnung: 

Antrag der Abgeordneten Baur Leonhard und 
Genossen betreffend Übernahme der Impfungs
kosten durch die Tierseuchenkasse (Beilage 2336). 
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Zur Berichterstattung über die Verhandlungen 
des Ausschusses für den Staatshaushalt (Beilage 
3380) erhält das Wort der Herr Abgeordnete Georg 
Bachmann. 

Bachmann Georg (CSU), Berichterstatter: Herr 
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her
ren! In der 144. und 145 .. Sitzung des Ausschusses 
für den Staatshaushalt am 14. und 15. Oktober 
dieses Jahres stand der Antrag der Abgeordneten 
Baur Leonhard und Genossen auf Beilage 2336 
betreffend die Übernahme der Kosten freiwilliger 
Impfung gegen die Maul- und Klauenseuche durch 
die Tierseuchenkasse zur Beratung. 

Als B e r i c h t e r s t a t t e r wies ich einleitend 
darauf hin, daß die auf Grund eines früheren 
Landtagsbeschlusses von der Regierung durchge
führten Erhebungen nachstehenden Überblick über 
die getätigten freiwilligen Schutzimpfungen er
geben haben: Es sind drei Gruppen zu unterschei
den. In der ersten Gruppe befinden sich jene Ge
biete, die bereits zur Zeit der Impfung Sperr
gebiete waren. In diesen Gebieten sind insgesamt 
39 500 Stück Vieh geimpft worden. In der zweiten 

. Gruppe befinden sich diejenigen Gebiete, die zu 
einem späteren Zeitpunkt zu Sperrgebieten erklärt 
wurden. Hier handelt es sich um 36 379 Stück 
Großvieh. In der dritten Gruppe sind solche Ge
biete, in denen die Tierbesitzer aus Vorsorge und 
Vorsicht sich durch eine Impfung schützen woll
ten. Zu diesem Zweck sind hier rund 60 000 Stück 
Großvieh geimpft worden. Insgesamt erhielten 
rund 135 800 Stück Vieh Schutzimpfung, wodurch 
ein Kostenaufwand von etwa 951 000 DM erwach
sen ist. 

A~;?:esichts dieses hohen Betrags wurden gegen 
die Ubernahme eines Teils, etwa der Hälfte auf 
die Staatskasse Bedenken erhoben. Dem ~teht 
aber die Tatsache gegenüber, daß dadurch eine 
erheblich höhere Entschädigungssumme eingespart 
worden ist. Wenn bei uns genügend Impfstoff vor
handen gewesen wäre, dann wäre die Impfung be
stimmt angeordnet worden. 

Der Antragsteller Bau r Leonhard erinnerte an 
eine Äußerung des Innenministers Dr. Hoegner im 
Landtag, daß der Staat die Pflicht der Seuchen
bekämpfung habe. Durch die Schutzimpfung sei die 
Tierseuchenkasse weitgehend von ihren sonst an
fallenden größeren Entschädigungsverpflichtungen 
entbunden word~n. 

Oberregierungsrat Dink e 1 erklärte, für die 
Tierseuchenkasse sei das Problem in erster Linie 
vom finanziellen Standpunkt aus zu betrachten. 
Erst in zweiter Linie handle es sich um eine crrund
sätzliche Frage. Nach dem Leistungsgru~dsatz 
übernehme. die Tierseuchenkasse die polizeilich an
geordnete Maul- und Klauenseuche-Schutzimpfun
gen, wenn diese mit amtlich beschafften Vakzinen 
durchgeführt werden. Im außerordentlichen Haus
halt ist für die Beschaffung dieser Impfstoffe ein 
Betrag von 3,25 Millionen D-Mark enthalten. Die
ser Betrag wird um 140 000 DM erhöht werden 
müssen, wenn der Staat weiterhin die Hälfte der 

Kosten ersetzt. Die Tierseuchenkasse hat seit der 
Währungsreform mehr als 20 Millionen D-Mark für 
die Maul- und Klauenseuche ausgegeben, sie hat 
bei der Währungsumstellung überdies ihr Kapital 
von 24 Millionen Reichsmark ebenfalls zum gro
~en Teil. verloren. und mußte daher zur Erfüllung 
ihrer Le1stungspfücht ein Darlehen von 8 Millionen 

_ D-Mark aufnehmen. 
Mit dem italienischen Impfstoff habe man zum 

Teil gute und zum Teil schlechte Erfahrungen ge
macht. Der Landesausschuß der Tierseuchenkasse 
hat die Übernahme der Kosten der freiwilligen 
Schutzimpfungen bis jetzt abgelehnt. 

Es entspann sich dann eine lange und eingehende 
Aussprache über die Finanzierung und die Leistun
gen der Tierseuchenkasse als einer Pflichteinrich
tung, .über ihr Recht, von den Landwirten Beiträge 
zu er~eben und auf dem Gebiete der staatlichen 
Veterinärverwaltung Hoheitsaufgaben zu erfüllen. 
Von landwirtschaftlicher Seite wurden dabei die 
.Erfahrungen bei den letzten Seuchenzügen der 
Maul- und Klauenseuche nachdrücklich unterstri
chen, ferner daß von den Amtstierärzten wohl in 
allen Bezirken wiederholt erklärt wurde, sie wür
.den zur Abriegelung von der Seuche befallene Orte 
und zur Verhinderung der Weiterverbreitung der 
Seuchen schutzimpfen lassen, wenn ausreichender 
amtlicl:t beschaffter Impfstoff zur Verfügung 
stünde. Darum sei es doch ein Akt der Gerechtig
keit, die auf eine solche amtliche Stellungnahme 
hin vorgenommenen freiwilligen Impfungen mit 
ausländischen Impfstoffen, die ja von der Bundes
regierung zur Einfuhr freigegeben worden seien 
·gleichfalls zu entschädigen. · ' 

Der Mitberichterstatter B e i er und andere Kol-
. legen ·vertraten den Standpunkt, daß man auf 
Grund der Stellungnahme der Tierseuchenkasse 

.und im Hinblick auf die Finanzlage des Staates 
,neue staatliche Kosten nicht übernehmen· könne. 
Dabei sei weiter anzunehmen, daß die freiwilligen 
Schutzimpfungen doch wohl in erster Linie von 
den größeren und wohlhabenderen Lan.dwirten 
vorgenommen wurden, während solche Impfungen 
in der Oberpfalz und in Franken weithin unter
blieben seien. 

Vom Vorsitzenden und von anderer Seite 
wurden wertvolle Hinweise zur Klärung der 
Rechtsfragen bei der Durchführung der Aufgaben 
der Tierseuchenkasse gegeben. Bei den großen 
Verpflichtungen der letzteren müsse nicht zuletzt 
an eine Erhöhqng der Beiträge gedacht werden. 

Der, V e r t r e t e r d e r T i e r s e u c h e ~ k a s s e 
legte dar, daß dafür eine besondere Umlage von 
2 DM je Rind und eine Verdoppelung der laufen
den Beiträge in Aussicht genommen sei. 

_Regierungsdirektor Ring s e i s e n trat zusam
menfassend dem in der Debatte da und dort durch
geklungenen Vorhalt .entgegen, die Staatsverwal

. tung habe bei der Bekämpfung der Maul- und 
Klauenseuche im letzten Seuchenzug 1950/52 ver

. sagt. Er verwies nochmals auf die unterschied

.liehen Erfolge mit der italienischen Vakzine. 
Die Verwendung der Impfstoffe durch die Tier
ärzte habe man aber nicht verhüten können, so daß 
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diese wohl berechtigt gewesen seien, den Wünschen 
der Landwirte zu willfahren. Trotz wiederholter 
Besprechungen mit dem Bundesernährungsmini
sterium sei es aber auch nicht gelungen, gesetzliche 
Grundlagen für die Prüfung der ausländischen 
Vakzine oder auch nur eines Teiles der Einfuhr zu 
erreichen. Eine nachträgliche Geldhingabe für die 
außerhalb der Verwaltung vorgenommenen frei
willigen Impfungen würde die staatliche Seuchen
bekämpfung in Gefahr bringen. 

Der V e r t r e t er d e s F in a n z m i n i s t e -
r i ums führte unter Hinweis darauf, daß die ita-. 
lienische Vakzine nach Auffassung der Behörden 
nicht seuchengerecht sei, aus, sein Ministerium 
müsse sich dagegen wenden, daß besondere, über 
die normalen Pflichtleistungen hinausgehende Auf
wendungen der Tierseuchenkasse dem Staats zur 
Last gelegt werden sollen. 

Der Mitberichterstatter Bei er hob erneut her
vor, daß es die Finanzlage des Staates nicht ge
statte, Beschlüsse zu fassen, die in einer gewissen 
Hinsicht eine Festlegung für den Haushalt 1953/54 
bedeuten. Auch er beantragte daher die Ablehnung 
des Abänderungsantrags Bachmann. 

Der Berichterstatter stellte abschließend 
fest, in der umfangreichen Aussprache habe n i Ch t 
widerlegt werden können, daß wohl alle Amts
tierärzte umfassende Schutzimpfungen für not
wen!dig hielten, diese Schutzimpfungen aber unter
bleiben mußten, weil amtlich beschaffter Impfstoff 
nicht zur Verfügung sta?Jd. Es wäre daher unge
recht, wenn die in der Folge zum Besten unserer 
gesamten Volkswirtschaft für die freiwilligen Imp
fungen aufgewendeten Kosten nicht wenigstens zur. 
Hälfte ersetzt würden. Beschränke man den Er
satz auf die festgelegten Sperrgebiete, so ermäßige 
sich der Bedarf für die Staats- und Tierseuchen
kasse zusammen auf rund 250 000 DM. Er schlage 
daher vor, den Antrag in folgender abgeänderter 
Form anzunehmen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, entspre
chende Haushaltsmittel bereitzustellen, um die 
Tierseuchenkasse in die Lage zu versetzen, die 
Hälfte der Kosten für Maul- und Klauen
seucheschutzimpfungen zu übernehmen, wenn 
nach der Bildung von Sperrbezirken wegen 
Mangels an amtlich beschafften Vakzinen als 
Notlösung mit italienischen· Impfstoffen ge
impft worden ist. 

Dieser Antrag, abgedruckt auf Beilage 3380, 
wurde im Ausschuß für den Staatshaushalt bei zwei 
Stimmenthaltungen mit 13 gegen 12 Stimmen ab
gelehnt. Dem Hohen Hause steht nun die letzte 
Entscheidung über diesen Antrag zu. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort erteile ich 
nunmehr dem Herrn Staatsminister der Finanzen. 

Zietsch, Staatsminister: Hohes Haus! Der Bericht
€rstatter hat bereits den Sachverhalt vorgetragen, 
nämlich daß die Tierseuchenk~sse die Kosten der 
polizeilich angeordneten Maul- und Klauenseuche
schutzimpfung trägt. Bei dem außergewöhnlichen 

Umfang des letzten Seuchenzuges hat der amtliche 
Impfstoff nicht ausgereicht. An sich erforderliche 
Schutzimpfungen mußten deshalb unterbleiben. 
Verschiedene Landwirte haben ihre Tiere mit im 
freien Handel erhältlicher Vakzine italienischer 
Herkunft impfen lassen. Diese Vakzine wurde je
doch von den Gesundh~itsbehörden nicht als seu
chengerecht anerkannt und deshalb für die amtliche 
Impfung nicht zugelassen. Da die Tierseuchenkasse 
nur die Kosten der gesundheitspolizeilich angeord
neten Schutzimpfungen trägt, mußte sie die Über
nahme der Kosten dieser freiwilligen Impfungen 
ablehnen. Der Staat kann ja auch nicht die Kosten 
einer privaten Heilbehandlung übernehmen. 

(Sehr gut! links) 

Sonst müßte er, wenn er den Gleichheitsgrundsatz 
wenigstens einigermaßen beachten würde, auch die 

1 
Kosten der Heilbehandlung bei Menschen überneh-

. men, die die Krankenkassen nicht ersetzen, weil 
beispielsweise die betreffenden Behandlungsmetho
den von der ärztlichen Wissenschaft nicht als ein
wandfrei beurteilt werden. 

(Abg. Baumeister: Kein Vergleich, · 
Herr Minister!) 

- Das ist ein Vergleich; Herr Kollege! 

(Abg. von und zu Franckenstein: Der hinkt 
schwer! - Unruhe bei der CSU - Glocke 

des Präsidenten) 

Wir haben hier unsere ganz bestimmten Vorschrif
ten; das will ich hier auch noch klarstellen. Nach 
§ 17 der Reichshaushaltsordnung dürfen in den 
Haushaltsplan nur solche Ausgaben aufgenommen 
werden, die für die Aufrechterhaltung der Staats
verwaltung oder zur Erfüllung d~r Aufgaben und 
der rechtlichen Verpflichtungen des Staates not
wendig sind. Nur unter dieser Voraussetzung kön
nen wir eine solche Ausgabe leisten. Diese Voraus
setzung ist aber hier, wie festgestellt, nicht ge
geben. · 

.. (Abg. von und zu Franckenstein: Weil der 
Staat versagt hat, weil er keine Vakzine be

schafft hat!) 

- Darüber habe ich nicht zu entscheiden. 

(Zuruf von der CSU: Aber wir im Haus!) 

Die zuständige Behörde hat ja die Impfstoffe, die 
privat angewandt wurden, nicht als seuchengerecht 
anerkannt. 

(Widerspruch bei der CSU - Abg. von und 
zu Franckenstein: Sie haben keine herge-

bracht!) 

Aus diesen Gründen, die ich noch einmal ganz kurz 
hier vorgetragen habe, muß ich das Hohe Hausbit
ten, dem Antrag des Haushaltsausschusses auf Ab
lehnung des gestellten Antrags zuzustimmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort erhält der 
Herr Abgeordnete Baur Leonhard. 

Baur Leonhard (CSU): Hohes Haus, meine Damen 
und Herren! Die wichtigsten Darlegungen, die in 
diesem Hohen Hause hinsichtlich des Seuchenzuges 
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der Maul- und Klauenseuche gelegentlich der· klei
nen Anfrage gemacht worden sind, scheinen mir die 
unseres Herrn Staatsministers des Innern zu sein. Er 
hat seinerzeit genau festgelegt: Die Verpflichtung 
des Staates ist es, gegen die Maul- und Klauenseuche 
das Mögliche an Bekämpfung und Eindämmung zu 
tun. Er hat auch erklär~, daß in dieser Hinsicht be
reits das Menschenmög1iche geschehen sei. 

Nun hat der Herr Staatsminister der Finanzen so
eben erklärt, weitere MögHchkeiten als die zur An
wendung gekommenen hätten eben nicht bestanden, 
weil der staatlich beschaffte beziehungsweise staat
lich anerkannte Impfstoff zu der Zeit der Höchst
entwicklung der Maul- und Klauenseuche zur Be
kämpfung nicht mehr ausgereicht habe. Das wurde 
des öfteren und immer wieder behauptet. Aber in 
der Praxis hat sich gezeigt, daß der von Italien ein
geführte Impfstoff - er wurde mit Devisen, also 
mit Zulassung des Staates eingeführt -

(Abg. Dr. Baumgartner: Offiziell eingeführt!) 

- offiziell eingeführt! - in der Bekämpfung der 
Maul- und Klauenseuche tatsächlich durchschlagend 
gewirkt hat. Auch die Tierärzte haben schon vor sei
ner Anwendung erkannt, daß dieser Impfstoff 
wenigstens bei einer bestimmten Entwicklung der 
Seuche voll seuchengerecht ist. Sie haben erkannt, 
daß er aus mehreren Stämmen des Typs A 5 zusam
mengesetzt ist - das wurde durch Zusammenarbeit 
des Leiters der italienischen Vakzinestation, Profes
sor Ubertini, mit deutschen Stellen festgestellt -
und durchaus die Gewähr für einen durchschlagen
den Erfolg bietet. Das Amt für Tierseuchenbekämp
fung hat allerdings geglaubt, eine andere Stellung· 
einnehmen zu müssen, und den Impfstoff einfach ab
gelehnt mit der Begründung, et sei im September 
einmal versucht worden und habe eine nicht ge;_ 
nügende Wirkung erzielt. 

Meine Herren! Wir dürfen hier wohl aus allge-
. meinen Erfahrungen betonen, daß mit der Anwen

dung jedes Medikaments und mit jeder Krankheits~ 
bekämpfung ein gewisses Risiko verbunden ist. Da
mals, zur Zeit der höchsten Entwicklung der Maul
und Klauenseuche, im Januar, kam eine große 
Menge dieses Impfstoffs herein und die Bauern 
haben nicht gezögert, ihn anzuwenden. In diesem 
Zusammenhang muß ich die Behauptung als nicht 
richtig zurückweisen, daß nur die großen Bauern 
oder nur die großen Viehbesitzer den italienischen 
Impfstoff angewandt ']J.ätten. Vielmehr haben ihn 
alle Tierbesitzer l::lenützt, denen er zur Verfügung 
stand, angefangen bei solchen mit zwei Kühen bis 
hLnauf zu den Besitzern eines großen Zuchtvieh
bestands. Es war wirklich auch nicht einen Tag Zeit, 
sich die Sache zu überlegen und Forschungen anzu
stellen, ob das Mittel probiert werden kann, insbe
sondere wenn wir uns vor Augen führen, welche Ge
fahr sowohl für die Tierseuchenkasse als auch für 
den Staat bestand. Die Zusicherung der Am.tstier
äi:zte - ich nenne hier den Präsidenten des Tier
ärzteverbandes-, daß der Impfstoff seuchengerecht 
sei, hat in diesem Falle genügt. 

Nun wird mit Recht darauf hingewiesen,. daß es 
am Geld fehle. Gewiß, die Tierseuchenkasse ist 

durch den Seuchenzug außerordentlich beansprucht 
worden. Aber nicht nur die Seuche ist an dieser 
Geldnot der Kasse schuld, sondern daran ist insbe
sondere der Verlust an Reserven schuld, den. die 
Tierseuchenkasse durch die Währungsreform erlit
ten hat. Sie hat bekanntgegeben, daß ihr auf diese 
Weise 24 Millionen Mark den Bach hinunter ge
schwommen seien. 

Aber auch noch etwas anderes ist zu berücksich
tigen. Es ist keine unbillige Zumutung gegenüber 
der Tierseuchenkasse, in diesem Fall die. Impfkosten 
zu bezahlen, weil die Impfkosten zu den Kosten der 
Entschädigung ungefähr in dem Verhältnis 1: 1 
stehen. Die Tierseuchenkasse hat bei den Verhand
lungen bekanntgegeben, daß sie in der gleichen 
Zeit für Bekämpfungsmaßnahmen 7,2 Millionen und 
für Entschädigung 7,3 Millionen Mark ausgegeben 
hat, was ein ungefähres Verhältnis von 1: 1 ist. Wir 
können also mit aller Wahrscheinlichkeit annehmen; 
daß die Tierseuchenkasse durch die Impfu:p.gen der 
Verpflichtung enthoben wurde, Entschädigungen zu 
bezahlen. 

(Abg. Beier: Das trifft nicht zu!) 

Nun wird mit Recht behauptet, daß am Ersatz 
dieser Impfkosten für die Tierseuchenkasse auch 
die Staatskasse beteiligt sei. Das ist richtig. Aber 
führen ·wir uns doch vor Augen, welche Schäden 
die Maul- und Klauenseuche nicht nur dem Tier-. 
besitzer, sondern auch der Volkswirtschaft gebracht 
hat! Nach den angestellten Berechnungen steht im 
Durchschnitt pro Stück Vieh ein Schaden von 200 
bis 400 Mark einem Aufwand von 7 Mark für Impf
kosten gegenüber. Angesichts dieser beachtlichen 
Zahlen sollte man doch wirklich nicht kleinlich sein 
und der Privatinitiative recht geben, zumal die 
besten Tiere der Seuche erliegen, weil sie am mei
sten beanspruCht werden und daher die geringste 
Widerstandskraft haben. Die Schadensberechnung 
läßt einen so großen Spielraum, weil die Intensität 
der Seuche nicht überall gleich war. Der Herr Vor
sitzende des Haushaltsausschusses hat darauf hin
gewiesen, daß es auch ·sonst im Leben Fälle gibt, 
in denen der Ersatz von Aufwendungen anerkannt 
wird, die der an sich verpflichtete Träger nicht 
leistet, zum Beispiel bei Mietverträgen usw. Aller
dings hat er die Bauern aµch auf den Weg der 
Klage zum Verwaltungsgerichtshof verwiesen. 
Meine Herren, Sie wissen, wir Bauern gehen nicht 
auf die Straße; wir wollen auch nicht an den Ver
waltungsgerichtshof gehen; das soll nicht notwen
dig sein. Ich halte es für eine selbstverständliche 
Verpflichtung, daß hier die Tierseuchenkasse, an
gehalten vom Staat, die Impfkosten übernimmt, die 
in der größten Zeit der Not aufgebracht worden 
sind, und zwar in den Sperrgebieten und in solchen 
Bezirken, die kurz nach der Impfung Sperrgebiete 
wurden. Ich glaube, es ist durchaus gerechtfertigt, 
daß wir diesem Vorschlag zustimmen. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Die Amtstierärzte!) 

....:.... Selbstverständlich haben die Amtstierärzte ge-
impft. · 

Der Antrag des Kollegen Bachmann, des Bericht
erstatters, wurde im Zuge der Aussprache so her
abgemildert und herabgedrückt, daß eigentlich 
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schon nichts mehr übrig bleibt. Wie Herr Kollege 
Bachmann schon ausgeführt hat, beträgt die Zahl 
der in den Sperrgebieten geimpften Tiere ungefähr 
37 000; in den Gebieten, die kurz nach der Imp
fung Sperrbezirke wurden, ungefähr 33 000 Tiere. 
Das ist insgesamt die Hälfte des Umfanges der 
Impfungen, die auf freiwilliger Basis getätigt wor
den sind. Andere ·aus Vorsorge vorgenommene 
Impfungen wollten wir ohne weiteres außer Be
tracht lassen. Aber die Impfungen1 die im Beneh
men mit dem Amtstierarzt in der höchsten Gefahr 
der Seuchenausbreitung durchgeführt wurden, 
müssen wir, glaube ich, doch hereinnehmen. 

Außerdem darf ich darauf aufmerksam machen: 
Mit den 7 Mark, die der Staat für 'die eigenen 
Vakzine bezahlt und die als Grundlage für die Ent
schädigung angenommen werden, ist ja die Imp
fung überhaupt noch nicht bezahlt; denn der Bauer 
mußte 10 und 12 Mark bezahlen. Dieser Vorschlag 
auf Entschädigung nur der Hälfte der Impfkosten 
und nur für die Sperrbezirke ist nach meinem Da
fürhalten so bescheiden, daß wir damit kaum in 
die Öffentlichkeit treten können. 

Ich würde vorschlagen, den Antrag dahingehend 
abzuändern, daß zunächst einmal die Worte „Hälfte 
der" gestrichen und die Impfungen in Sperrbezir
ken und in Gebieten, die nach der Impfung eben
falls als Sperrbezirke erklärt wurden, einbezogen ' 
werden. 

(Abg. Beier: Das geht ja gar nicht!) 

- Es müßte gehen. 

Noch einen Gedanken möchte ich anführen. Der 
Bauer hat den guten Glauben an den Staat und 
daran, daß der Staat etwas für ihn tut. Er sieht, 
daß seine Probleme ganz schön herausgestellt wer
den. Er hat eine selbstverständliche Einstellung 
zum Staat und fühlt sich verpflichtet als Diener 
des Volkes und als Erzeuger der Nahrungsmittel. 
Diese selbstverständliche Einstellung zum Staat 
dürfen wir, glaube ich, nicht dadurch herunter
drücken, daß der Bauer wahrnehmen muß, wir 
haben kein Verständnis für ihn und seine Belange. 

'(Abg. Stock: Wir in Bayern kein Verständnis 
für die Landwirtschaft?) 

- Wenn man so sieht, wie rrian den ganzen Ge
setzesraum absucht, ob sich nicht irgend ein Para
gräphlein findet, mit dem man diese selbstver
ständliche Sache ablehnen kann, muß der Bauer 
schon auf den Gedanken kommen, daß man es nicht 
ganz ernst nimmt mit der Unterstützung, die er im 
Hinblick auf seine Leistung für das Volk eben doch 
verlangen kann. Ich bitte Sie also, meine Damen 
und Herren des Hohen Hauses, diesem Antrag /i 
freundlicher gegenüberzustehen und ihm Ihre Zu-/· 
stimmung zu geben, und zwar nach Maßgabe des 
Abänderungsantrags, den ich vorgetragen habe. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile weiter 
das Wort c.em Herrn Abgeordneten von und zu 
Franckenstein. 

von und zu Franckenstein (CSU): Meine Damen 
und Herren! Ich würde in dem Fall nicht die Kran
kenkasse der Arbeitnehmer mit der Tierseuchen
kasse vergleichen, wenn es nicht der Herr Finanz
minister gerade vorhin getan hätte. Nachdem er 
das getan hat, möchte ich doch folgendes dazu 
sagen: Wenn heute eine Diphtheritisepidemie aus
bricht und der Staat nicht die notwendigen Vakzine 
beschaffen kann, aber irgendwelche Leute, Arbeit
nehmer oder Arbeitgeber, aus Rührigkeit die Vak
zine aus dem Ausland herbringen, wäre . es doch 
selbstverständlich, daß der Staat dann bei den 
Krankenkassenbeiträgen einspringt. Da · bin ich, 
glaube ich, doch anderer Meinung als Sie, Herr 
Finanzminister, und ich glaube, sowohl auf der 
rechten: wie auf der linken Seite sind Sie auch 
meiner Meinung. 

(Nein-Rufe bei der SPD) 
Bestimmt würde man dann sagen: Gott sei Dank, 
daß die Leute anderswo Vakzine hergebracht haben. 

Wir Bauern müssen bei der Tierseuchenkasse 
sein, ob wir wollen oder nicht. 

(Zurufe' und Unruhe links) 
Jawohl, gewiß. Ich garantiere Ihnen: Wenn Vak
zine von auswärts beschafften werderi, wird der 
Staat die Kosten dafür gerne ersetzen; wenn die 
Ortskrankenkasse zu schäbig oder zu arm dazu ist. 

(Widerspruch links) 
Das gleiche können wir erwarten, nachdem die 
Vakzine vom Staat nicht hergebracht worden wä
ren. Der Schaden . wäre für die Tierseuchenkasse 
und das Volk viel größer geworden, wenn die 
Bauern es handelt sich in erster Linie um 
Schwaben - ihr Vieh hätten kaputt gehen lassen. 
So wird die Initiative der Bauern einfach abge
schnitten, meine Damen und Herren! Dann tun wir 
in Zukunft nichts und dann wird die Tierseuchen
kasse sehen, daß sie finanziell wesentlich schlechter 
abschneidet. 

Ich möchte Sie doch wirklich dringend bitten, den . 
verhältnismäßig nicht hohen Betrag für den Ab
änderungsantrag, der ja schon kolossal reduziert 
ist, nicht abzulehnen, wie es der Ausschuß getan 
hat. Denn Sie müssen sich klar sein, daß die Bauern 
gezwungen waren, etwas zu unternehmen ange
sichts des Versagens der Tierseuchenkasse und der 
Veterinärabteilung 

0

des Innenministeriums, die 
keine Vakzine beschafft haben.· Sie dafür zu be
strafen, scheint mir doch wirklich etwas zuviel zu 
sein. Wenn wir schon immer mehr Zwangsversiche
rungen haben müssen und haben sollen und der 
Staat uns immer mehr in Zwangsversicherungen 
hineinpreßt, dann müssen die Versicherungen aber 
auch da sein und nicht in einem kritischen Moment 
mit dem Staat versagen. 

(Bravo und Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Redner 
folgt der Herr Abgeordnete Beier. 

Beier (SPD): Herr Präsident! Hohes Haus! Der 
Haushaltsausschuß hat sich sehr eingehend und sehr 
sorgfältig mit dieser Frage beschäftigt. 

(Abg. Dr. Lippert: Drei Stunden!) 
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Man wird ihm also nicht nachsagen können, daß er 
etwa leichtfertig über die Angelegenheit hinweg
gegangen ist. Ich darf aber betonen, daß die Frage 
der Tierseuchenkasse schon des öfteren den Land
tag beschäftigt hat und daß wohl kein Mitglied des 
Hauses hier ist, das nicht Wert darauf legt, daß die 
Seuchenbekämpfung in vollem Umfang erfolgreich 
durchgeführt wird, und zwar aus betriebswirtschaft
lichen wie auch aus allgemein volkswirtschaftlichen 
Gründen. Denn hier geht es nicht allein um den 
Schaden, den der Bauer als Erzeuger erleidet, sqn
dern auch um den Schaden, welchen der Staat und 
damit die Volkswirtschaft im allgemeinen erfährt. 
Wir müssen Wert darauf legen, daß unsere er„ 
nährungspolitische Situation nicht verschlechtert, 
sondern verbessert wird. 

Aber worum handelt es sich hier? Bei der Seu
chenbekämpfung ist zunächst einmal die Tier
seuchenkasse zuständig. Sie hat zunächst auf der 
einen Seite dafür, zu sorgen, daß die entsprechenden 
Beiträge urid damit die erforderlichen Gelder herge
bracht, auf der anderen Seite aber auch dafür, daß 
die satzungsmäßigen Leistungen vollzogen werden. 
Die Einnahmen der Tierseuchenkasse bestehen 
erstens aus den Beiträgen, die die Landwirtschaft 
aufbringt, aus den Zuschüssen, die der Staat leistet, 
und dann aus den Zinsen des Anlagevermögens. Die 
Beiträge der Tierseuchenkasse belaufen sich nur auf 
eine Mark pro Tier. Wer will etwa behaupten, daß 
dieser Betrag zu hoch wäre? Wir müssen vielmehr 
zugeben, daß bei' den heutigen Wertverhältnissen 
eine Mark Versicherungsbeitrag doch zu niedrig ist 
und in gar keinem Yerhältnis zu den Aufwendungen 
steht. Die Leistungen des Staates bestehen darin, 
daß der Tierseuchenkasse die Hälfte des Schadens 
ersetzt wird. Der bayerische Staat hat bisher 
1 500 000 DM dafür pflichtgemäß erstattet. Dieser 
Betrag ist im laufenden Etat auf 4 Millionen erhöht 
worden. Der Staat hat also bisher pflichtgemäß ge
handelt. Ich bin der Überzeugt,ing, daß hier kein 
Versagen des Staates an sich vorliegt. 

Nun wäre zu prüfen, ob zunächst den Staat ein 
Verschulden daran trifft, daß Impfstoffe nicht hin
reichend und genügend vorhanden waren. Dazu 
können wir feststellen - das haben jedenfalls die 
Sachverständigen erklärt-, der Umfang der Tier
seuche war so groß, daß überhaupt kein Impfstoff, 
auch kein geprüfter, hinreichend gewesen wäre, weil 
er sich ja nicht entsprechend lang hält. Es ist aber 

·auch unrichtig, wenn gesagt wird, daß der italieni
sche Impfstoff auf Empfehlung der Tierärzte ge
geben wurde. Im Gegenteil, vom bayerischen Staat 
aus wurde die Prüfung dieses italienischen Impf
stoffes beim Bundesernährungsministerium bean
tragt. Der Bundesernährungsminister ist immerhin 
ein Freund der Landwirtschaft, wie ich wohl an
nehmen darf, und trotzdem ist diese Prüfung seitens 
des Bundesernährungsministeriums durchgeführt 
worden, weil eben die Sachverständigen der Mei
nung sind, dieser Impfstoff habe nicht die entspre
cli.enden schützenden Eigenschaften. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Den dürfen sie nicht 
einführen!) 

------------
- Man hat ihn nicht eingeführt. Vielmehr hat eine 
Firma in Württemberg zunächst einmal aus ihren 
globalen ausländischen Zahlungsmitteln einen Teil 
der Devisen abgezweigt und hat damit den italieni
sch·en Impfstoff eii.ngeführt. So ist es, meine Damen 
und Herren! Die Firma hatte nach meiner Kenntnis 
nicht die Genehmigung, mit diesen ausländischen 
Zahlungsmitteln den italienischen Impfstoff einzu
führen. Sie hat es zum Teil wohl auch getan aus 
geschäftlichen Gründen. Denn es wurde wiederholt 
erklärt, daß die italienischen Vakzine in einer ver
alteten Packung gegeben wurden, ohne daß irgend
wie eine Sicherheit bestand, daß die Impfstoffe auch 
einen Nutzen haben. Amtlicherseits ist festgestellt 
worden, daß in den Gebieten, in denen die italieni
schen Impfstoffe verwendet wurden, der Schaden 
nicht geringer, sondern genau so groß war wie in 
den übrigen Gebieten. 

(Widerspruch bei der CSU) 
Damit kann also keine Entlastung für die Tier
seuchenkasse eintreten. 

Aber, meine Damen und Herren, wie sind nun die 
Finanzverhältnisse der Tierseuchenkasse? Die Tier
seuchenkasse ist zur Zeit nicht in der Lage, auf 
Grund der laufenden Beiträge ihre Verpflichtungen 
zu erfüllen. 

(Warum? bei der CSU) 

Sie hat bereits ein Darlehen von 8 Millionen aufge
nommen und war gezwungen, eine Sonderumlage in 
Höhe von 2 DM pro Tier zu erheben, so daß noch 
etwa 6 Millionen eingehen werden. Damit sind aber 
die Finanzverhältnisse der Tierseuchenkasse nicht 
geregelt und nicht geklärt. Infolgedessen hat sich der 
Ausschuß, der bei der Tierseuchenkasse eingerichtet 
ist und überwiegend aus Landwirtschaftsvertretern 
besteht, mit dieser Frage beschäftigt. 

(Zuruf von der CSU: Zur Hälfte Tierärzte, 
zur Hälfte, Landwirte!) 

Wir können feststellen - damit nicht etwa der Ein
druck erweckt wird, derjenige, der gegen diesen An
trag ist, sei landwirtschaftsfeindlich -, daß dieser 
Ausschuß einstimmig zu der Auffassung gekommen 
ist, die angefallenen Kosten könnten nicht übernom
men werden. Also auch die Landwirtschaftsvertre
ter, die Vertreter des Bayerischen Bauernverbandes, 
die nunmehr in dem Ausschuß sind, haben sich für 
die Ablehnung des Antrags eingesetzt. Nun, ich 
glaube, die Landwirtschaftsvertreter sind so objek
tiv und so selbstlos, daß sie vom Staat durchaus 
nichts Ungebührliches verlangen. Dabei gibt mir so
gar der Herr Kollege Dr. Baumgartner zu, daß die 
Landwfrte diese Eigenschaft besitzen. 

(Heiterkeit) 

Wenn nun die Landwirtschaftsvertreter selbst für 
die Ablehnung sind - -. 

(Widerspruch bei der CSU) 

- Jawohl, einstimmig hat der Ausschuß bei der 
Tierseuchenkasse die Ablehnung beschlossen. 

(Abg. von Franckenstein: Man h~t die Land
wirte überfahren!) 

- überfahren? Ach, schätzen Sie doch Ihre Berufs
kollegen nicht minderwertig ein! 
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Diese wissen schon, wie sie die Interessen der Land
wirtschaftwahrnehmen:können. Ich ibin alsoder Über
zeugurig, daß es sich dabei um eine freiwillige Lei
stung des Staates handelt. Dafür sind entsprechende 
Mittel im Haushalt 1952 nicht vorgesehen. Der An
trag würd.e bezwecken, daß zunächst einmal Mittel 
für den Haushalt 1953 bereitgestellt werden müßten. 
Damit würden wir den Haushalt 1953 schon von 
vornherein mit einer entsprechenden Summe be
lasten, und zwar hinsichtlich der freiwilligen Lei
stungen des Staates. Nach der Richtung hin ist, 
glaube ich, der Antrag, der gestellt wurde, nicht be
gründet. Die Leistungen des Staates an die Tier
seuchenkasse sind in dem vorgeschriebenen Umfang 
vorgenommen worden. Der Beschluß des Haushalts
a:usschrUsses gründet sich auf die ablehnende Haltung 
und den einstimmigen Beschluß des Ausschusses der 
T·ierseuchenkasse. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Hundhammer: !Es folgt als Redner 
. der Herr A!bgeorrdnete Srtöhr. 

Stöhr (1SPID): Herr Präsl!dent, meine Damen und 
Herren! Die Bemerkungen des Herrn Albgeordn:eten 
von Franckenstein verian1assen mich, doch etwas 
Grml'dsätzliiches zu s•agen. Die Krankenversicherung 
hed·eutet für viele 1ar!beitnehmenlde Prersonen eine 
Pflichtversicherung. Ähnlich verhält es sich mit der 
Tierseuchen!kasse für iBauern. In dem Moment, in 
dem aiber ibe·i der Knankenkasse die Leistungen 
durch Eiinnaihmen aus den Beiträgen nicht mehr ge
deckt werden können, sind die K!assen v·erpflichtet, 
die Beiträge zu erhöhen. Wenn wir das nicht tun, 
sind wir gezwungen, die. Leistungen iher·a:bzusetzen. 
Aus dieser Tatsache können Sie Schlüsse ziiehen, 
was V'ieHeicht 1bei der Tierseuchenkasse notwendig 
wärre. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt der Herr 
A1bg·eorrdnete Haisch. 

Haisch (CSU): Herr Präsident, Hohes iHaus, meine 
Damen und H~rren! Wenn wir diese Ange;iegenheit 
behandeln, dann .muß festgestellt werden, daß die 
Tierseuchenk.asse wie der Staat bei dem Seuchen
zug im vergangenen J1ahr wirklich Großartiges ge
leistet haiben und die Landw.frtschaft weitestgehend 
unterstützten. !Es geht allerdings nicht ian ~ das 
möchte ich dem Herrn Finanzminister und den übri
gen Herren sagen -, die Tierseuchenkasse mit der 
Kran1kenkasse zu v·ergleichen und diaraus Schlüsse 
zu zieihen; denn bed. der Kr.ankenikiasse muß immer
hin gesagt 'w·erden, daß den größeren Teil der Bei
träg·e nicht der Arbeitnehmer, sondern der Arbeit-
geber zahlt. · 

{Wd;dersp:riuch ·bei der SiPD) 

Ich darf Ihnen, meine seihr .geehrten Herren von 
der 1inken ·Seite, wed.terhin .sagen: Der Bauer ist 
ohne weiter.es bereit ~ und er hat sich auch im 
vergangenen J.aihr zum Teil sog1ar freiwifüg bereit
eDklärt -, einen höheren Beitrag zur Tierseuchen
~asse ·zu ibe!Zlahlen, wen er eingesehen hat, daß bei 

derartigen, 6euchenzügen mit den bisherigen Bei
' trägen nicht mehr auszukommen ist. 

Wenn der Herr Kollege Beier meint, man müßte 
die Verfahren der Bürokratie abwarten, so ist er 
niach me·inem Dafürhalten auf dem !Holzwege; denn 
die Seuche wartet ebenso wenig wie eine Krankheit, 
ibis die Verfahren durch die Bürokratie gelaufen 
sinid, sondern geht iihren Gang weiter. Infolgedessen 
war der Bauer zur Selbsthilfe gezwurrg·en. Den 
staatlichen Stellen müssen wir allerdings siagen, diaß 
sie den notwendigen Impfstoff nicht iherg.ebracht 
haben 

{Seihr richtig!) 

und infolgedessen in gewisser Hinsicht versagten. 
Wieweit eine Schuld der staatlichen Stellen 1 zu 
suchen ist, möchte ich bei dieser Gelegenheit nicht 
nachprüfen. Wir werden aiber keinesfalls dem zu
stimmen können, was man heute bereits landauf, 
landab, in verschiedenen Rundschrei:ben und Wurf
zetteln sagt: „Hättet ihr euch der Ostzone ange
schlossen, dann wäre es möglich gewesen, den Seu
chenzug a1bzuhalten. Denn Tatsache ~st, daß man die 
Ostregierung gebeten ihat und d!aß die Ostregierung 
es nicht der Mühe wert fand, üiberhaupt eine Ant
wort hinsichtlich ider Impfstoffe von der Insel Riems 
zu geben. Da die staatlichen Stellen die Impfstoffe 
nicht herbringen konnten, ist der Bauer zum Teil 
mit Hi'lfe und auf Anraten der Amtstierärzte zur 
Se1bs:bhiUe übergegangen und hat den Impfstoff aus 
der .Schweiz und It1alien bezogen und die Impfung 
vorläufig iauf seine Kosten durchgeiführt. Dabei ist 
zu erwähnen, daß dem Sfa.at dadurch große, Sum
men erspart geib[ieiben sind. 

(Abg. Beier: Eben nicht!) 

Es ist weit•er zu sagen, daß der Volkswirtschaft 
dadurch enormes Kapi1Jal erspart wurde; denn ihätte 
der Bauer nicht IZ'llr Sel!bs:bhilfe gegriffen, dann 
hätte der .Seuchenzug noch viel grassierender um
gehen können, als <las ohnehin und leider Gottes 
der FaH war. Ganze Gemeinden - ich nehme ge
rade den La:rud'kred.s Dillingen - konnten in der 
Haupts•ache mit Hilfe des Amtstierarztes die Seuche 
nur mit ita[ilienischen und schweizerischen Impf
. stoffen 1bek·ämpfen. Dadurch ist ·volkswirtschiaft
Hches Gut und Kapital erspart wo:riden. 

{Aibg. Beier: Ist ja wiK1er1egt!) 

- Das ist nicht widerlegt, ich ihaibe es schwarz auf 
wetl.ß vom zuständigen Amtstierrar.zt, daß Hundert
tausende von Mark von Bauern ausgegeben wru:riden, 
um italienischen Impfstoff und schwe!i:zerischen 
Impfstoff zu ka'Ufen und die Sieuch·e zu ibekämpd:en. 
Info1gedessen bin ich schon der Meinung, daß man 
dem AntTag Baur zustimmen könnte. Ich möchte 
dafür pfädi:eren. Ich ibitte das Hohe Haus, den Aus
schußantr.ag abzulehnen. 

Präsident Dr„Hundhammer: [)as Wort erhält der 
Herr Albgeoridnete Schuster. 

Schuster {CSU): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Ich spr.eche als efoer, der von dieser 
Maßnahme an 'Und für sich nicht direkt ibetroffen 
wird. Als Bauer steihe ich •a•ber auf dem Sta111dpunkt, 
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die Seuchenverhütung ist unid ihletbt eine Auf·~abe 
des Staates. Wenn diie ganze Maßnahme auf die 
Sperrgebiete beschränkt ibleibt und es auf der an
deren Seüe nur an der Legalität des Impfstoffes 
liegt, daß man rden Zuschuß ablehnt, so können wir 
~cht umhin, den Ausschußantrag abzulehnen und 
für den Antr•ag Baur zu stimmen. Eis ist eine Auf
gaibe des 1Staates und keine unbil1ige Forderung der 
Bauern, wem1 diese schon al'les tun, um . ·einen 
großen volkswirtschaftlichen Schaden ·zu verhüten. 
Es soll ja nur ein Tei!!Jbetr.ag dessen ibe21ahlt werden, 
was für die Impfung aufgewendet wurde. Daher ist 
es recht und billig, den Antr.ag Baur anzunehmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt der Herr 
A!bgeordnete Baur Leonh.a11d. 

Baur Leoruhard (CSU): Hohes Haus, meine Damen 
und Herren! Ich da11f dem, was schon gesprochen 
worden ist, nur noch ein paar Sätze hilllZ'Ufügen. In 
erster Linrie möchte ich den Einwand, der Impfstoff 
sei .nicht ganz seuchengerecht gewesen, durch den 
Hinweis auf folgende Tatsache entkräften: Im Kreis 
Dillingen waren von 76 Gemeinden zur Zeit der 
Impfung 53 Gemeinden mit insgesamt 395 Gehöf
ten verseucht. Das war am 15.116. Januar 1952. Am 
5. März waren es nur noch 12 Gehöfte in zwei oder 
drei Gemeinden. Die Impfung hat also ganz wesent
lich zur Eeikämpfung der Seuche beigetragen. Wenn 

. der Ifollege ißeier dar·auf !hinweist, daß die Scha
denshöhe in Dililingen nicht ge11inger ials in anderen 
Bezi11ken g.ewesen sei, so ist dazu !ZU sagen: Die 
Sch·ardenshöhe ihat mit der Impfung nichts zu tun, 
s0ndern bestimmt sich durch die Intensität des 
Seuchenzug.es, wie er über den betreffenden Ort 
oder Bezirk herfällt. Man kann s•agen, die Impfung 
ist um so notwend:i:ger, je größere Schäden in einem 
Bezirk auftraten, und die Seuche ihat sich um so 
~tär.ker auch auf dde Tierseuchenkasse ausgewirkt, 
Je sch1werer rder Seuchenzug unrd der Seuchen.fall 
war. 

Dann zum Beschluß ·des Landesausschusses der 
Tierseuchenkasse. Mir ist riicht •bekannt, wie dieser 
Beschluß zustande gekommen ist. Ic..11 haibe den Ein
druck, ·daß die Ausschußmitglieder eben doch über-
führen worden sirn!d, · 

'(W:iiderspruch) 

unid zwar durch eine Darstellung, die ich nicht 
kenne. Sonst wäre dieser Beschluß nicht zu ver
stehen. Außerdem ist dazu zu sagen, die Tier
seuchenkasse hat die Verpflichtung, sowohl für die 
Seuchenbekämpfung einzutreten, ais ·auch für die 
Sch·äden aufzukommen. Wenn Sch.aden und Be
kämpfungskosten im Verhältnis 1:1 stehen, glaube 
ich, daß es vo1kswirtsch.aftlich richtiger ist, wir 
wenden Mittel für die Seuchenbekämpfung auf als 
für den Schaden, der dann darauf entstanden ist. 

Präsident D1·. Hundhammer: Als nächster Redner 
hat sich gemeldet der Herr .AJbgeo11dnete Stöhr. Ich 
€rteile ihm das Wort. 

Stöhr (SPD): Meine Damen und Herren! Ich muß 
noch eine Beme!'krrmg machen. Wenn der Herr Kol-

leg,e Haisch der Auffassung ist, daß Beiträge zur 
gesetzlichen Sozi!alv·ersich.erung vom Arbeitgeber 
bezahilt werden, dann muß ich s·agen: Das stimmt 
a:ber si:e sind Bestandteil des echten Lohnes. · ' 

' 
{.Nbg. Haisch: Das habe ich nicht gesagt; ich 

ihabe nur gesagt: „!Zum Teil"!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als Redner 
der Herr Abgeordnete Beier. 

Beier (SPD): Meine Damen und Herren! Trotz 
der Leidenschaft, mit der diese Frage behandelt 
wird, will ich noch einmal rein sachlich folgendes 
darstellen: 

Die Tierseuchenkasse hat nach § 7 ihrer Satzung 
folgende Leistungen zu gewähren: Erstens hat die 
Anstalt Entschädigung für Verluste an Rindern 
und Einhufern nach Maßgab'e des § 8 zu leisten, 
zweitens Beihilfe für Verluste an Rindern, Ein
hufern usw. 

(Abg. Kraus: Wissen wir alles!) 

- Herr Kollege Kraus, daß Sie das wissen, glau
ben wir schon, aber andere sollen es auch noch er
fahren. Außerdem trägt die Tierseuchenkasse die 
Kosten von Vorbeugungs- und Heilmaßnahmen 
zur Bekämpfung von Tierseuchen .. Um diese Frage 
handelt es· sich, aber das sind Leistungen der 
Tierseuchenkasse. 

Die Leistungen des Staates bestehen nach § 13 in 
folgendem: Die Staatskasse ersetzt der Anstalt die 
Kosten der Entschädigungen, 

(Abg. Kraus: Das hat damit nichts zu tun!) 

. die nach dem Tierseuchengesetz zu· gewähren sind. 
Von den Entschädigungen für Tiere, 0.i.eauf poli
zeiliche. Anordnung getötet worden sind, ersetzt sie, 
wenn die Tiere mit Maul- und Klauenseuche be
haftet waren und ·wegen dieser Seuche getötet 
worden sind, die Hälfte, wenn sie mit Tuberkulose 
behaftet waren und' wegen dieser Seuche getötet 
worden sind, ein Drittel, in den übrigen FäHen den 
v.ollen Betrag. Wenn also der bayerische Staat im 
vorliegenden Fall Leistungen zur Tierseuchenkasse 
gewährt, so hat er diese zu geben, um den § 13 zu 
erfüllen, nicht aber um nunmehr an diese Lei
stungen eine Bedingung zu knüpfen „für vorbeu
gende Maßnahmen". Das ist Sache der Tierseuchen
kasse selbst. Darüber befindet der nach § 4 gebil~ 
dete Landesausschuß. Der Landesausschuß be
schließt über den Haushaltsplan, über die Höhe 
der Beiträge, über die Leistungen der Anstalt, so
weit sie nicht gesetzlich vorgeschrieben sind, und 
über Anträge auf Satzungsänderung. Dieser Lan
desausschuß, von dem ich vorhin erklärt habe daß 
er Vertreter der Landwirtschaft und auch' des 
Bayerischen Bauernverbandes umfaßt, hat ein
stimmig beschlossen, daß diese Kosten abzulehnen 
sind. Infolgedessen ist die Tierseuchenkasse nicht 
in der Lage, die Kosten zu übernehmen. So bin 
ich also der Überzeugung, wir würden mit der 
.Annahme des Antrags e.inen Beschluß fassen, der 
über die Verpflichtungen des bayerischen Staates 
hinausgeht, die dieser laut Gesetz und Satzung zu 
erfüllen hat. Im vorliegenden Falle handelt es sich 
zweifellos um eine freiwillige Leistung.· 
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Bei der Beratung im Haushaltsausschuß ist vor 
allen Dingen auf die Tatsache hingewiesen worden, 
daß der gesamte Schutz in Frage gestellt werde, 
wenn Zuschüsse zum Verbrauch von nicht geprüf
ten Impfstoffen gegeben werden. Damit wäre 
nämlich auch für die Zukunft die Möglichkeit ge'
geben, nicht geprüfte Impfstoffe zu verwenden, 
und das, werte Freunde, würde an sich das ge
samte Gesetz verletzen. Nach den Feststellungen 
der Tierseuchenkasse und auch des Landesaus
schusses - der Herr Kollege Haisch ist da einem 
Irrtum verfallen - hat die Inanspruchnahme der 
schweizerischen und der italienischen Impfstoffe 
nicht zu einer Verringerung der Schäden geführt. 
Im Gegenteil, der Notstand ist auch dort genau so 
groß gewesen .wie in den übrigen Gebieten, in 
denen dieser Impfstoff nicht zur Verfügung stand. 
Der bayerische Staat - das ist bedauerlich - und 
auch die Volkswirtschaft haben infolgedessen von 
der Inanspruchnahme der nicht geprüften Impf
stoffe keinen Nutz.en g,ehabt. 

(Abg. von und zu Franckenstein: Das Vieh 
ist nicht verreckt!) 

Das ist festgestellt worden! Ich bin auch der 
Überzeugung, Herr Baron, daß der Vertreter der 
Tierseuchenkasse bestimmt nicht gegen die Land
wirtschaft eingestellt ist. Wenn aber die amtlichen 
Erhebungen zu der Feststellung geführt haben, 
daß die Todesfälle in den Gebieten, in denen ita
lienische und schweizerische Impfstoffe verwendet 
wurden, genau so groß waren wie in den übrigen 
Gebieten, dann ist damit der Beweis erbracht, daß 
die hier aufgestellte Behauptung nicht richtig ist. 

(Abg. Baumeister: Die Praxis beweist das 
· Gegenteil!) 

- Sie können es auch nicht beweisen, Herr Kollege 
Baumeister. Sie sind doch dessen überführt wor
den, daß das Behauptungen sind, die durch nichts 
bewiesen werden. Infolgedessen bitte ich, dem Be
schluß des Haushaltsausschusses zuzustimmen. 

(Abg. von und zu Franckenstein: Wir 
denken nicht daran!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort erhält der 
Herr Abgeordnete Bachmann Wilhelm. 

I 

Bachmann Wilhelm (CSU): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Ich möchte Ihnen mit einem 
Satz ein Bild •aus der Praxis ge1ben. D:te Frage ist 
deshalb so sehr umstritten, weil es um das Geld 
und um das Zahlen geht. Ich bin Bürgermeister 
einer Gemeinde, die im Januar dieses Jahres eben
falls den Seuchenzug · über sich ergehen lassen 
mußte. Im Benehmen mit der Veterinäranstalt 
Nürnberg konnte ich es durchsetzen, daß in meiner 
Gemeinde und in weiteren drei und vier Nachbar
gemeinden, die· an der Kreisgrenze liegen, die 
Impfung durchgeführt wurde. Im anschließenden 
Grenzbezirk konnte vom dortigen Landratsamt aus 
die Durchführung der Impfung nicht erreicht wer
den. Die Bauern dieser Dörfer haben ebenso 

schmerzlich auf die Impfstoffe gewartet, weil 
durch die Impfung die Ausbreitung der Seuche 
und damit Schäden hätten verhindert werden 
sollen. 

Nun ist es folgendermaßen und es kommt mir 
vor allem darauf an, Ihnen dieses Bild kurz zu 
zeigen: Die einen Gemeinden, die die genehmigte 
Impfung durchführten, haben keifie Ufikösten. Die 
Impfung hatte Erfolg. In den anderen vier Ge• 
meinden konnte nur ohne Genehmigung geimpft 
werden; diese Gemeinden mußten sich also selbst 
helfen und haben natürlich auch die Kosten be
zahlt. Der Erfolg war derselbe; die Seuche wurde 
nicht weiter verbreitet. Es handelt sich also jetzt 
um die Frage, ob wir nicht moralisch verpflichtet 
sind, auch diesen Gemeinden etwas zu geben. Um 
mit den Worten des Kollegen Beier zu reden: Auch 
die sich selbst helfenden Gemeinden zahlen ihre 
Beiträge und helfen mit, die anderen zu unter
stützen, bei denen der Staat die Vakzine-Beschaf
fung übernimmt. Infolgedessen möchte ich schon 
bitten, auch für diese Fälle, in denen sich die Be
treffenden selbst helfen, ein Herz zu haben und 
den Antrag Baur zu unterstützen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es 'folgt der Herr 
Abgeordnete Haisch. 

Haisch (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! Selbst wenn einige Her
ren der Bayernpartei meinen, die Sache werde 
nicht mehr ernst genommen, ist es meines Erach
tens doch wichtig, das zu widerlegen, was gesagt 
wurde, weil es unrichtig ist. Der Herr Kollege 
Beier sagte, die amtliche Erhebung hätte ergeben, 
daß die Schäden in den Gebieten, in denen mit 
ausländischen Impfstoffen geimpft worden wäre, 
genau so groß sind wie in anderen Gebieten. 

(Abg. Baumeister: Phantasie!) 

Das ist ohne weiteres klar und sagt an und für 
sich gar nichts. Es ist durchaus verständlich, daß 
die Todesfälle gleich groß sein können, wenn ich in 
einem Landkreis die Impfung mit inländischen 
Impfstoffen durchführe, im Nachbarlandkreis aber 
mit ausländischen Impfstoffen impfe. Ich will aber 
ein Beispiel anführen, das leicht nachgeprüft wer
den kann. Es' handelt sich um das „Königreich 
Lindau". Lindau hat rechtzeitig zum schweizeri
schen Impfstoff gegriffen, der allerdings nur gegen 
den Typ A 5 wirkte. Trotzdem kam das Land 
Lindau mit nur verhältnismäßig wenig Seuchen
fällen durch und blieb vom Seuchenzug verschon,t. 

(Hört! bei der CSU) 

Zum zweiten, Herr Kollege Beier, darf ich Ihnen 
folgendes sagen: Wenn sich der Landesausschuß 
der Tierseuchenkasse gegen die Übernahme der 
Kosten gewandt hat, so deswegen, weil er keine 
Mittel mehr hatte, über die er verfügen konnte. 
Ist aber der bayerische Staat in der Lage, der Tier
seuchenkasse Mittel zuzuweisen, dann wtrd auch 
der Landesausschuß der Tierseuchenkasse für die 
Übernahme der Kosten sein. Ich bitte noch einmal, 
den Ausschußantrag abzulehnen. 
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Präsident Dr. Hundhammer: Meine Damen und 
Herren! Die Rednerliste ist erschöpft; die Aus
sprache ist geschlossen. 

. (Abg. Baumeister: Zur Abstimmung!) 

- Herr Abgeordneter Baumeister zur Abstim
mung! 

Baumeister (CS.U): Ich beantrage namentliche 
Abstimmung. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es ist namentliche 
Abstimmung beantragt. Ich frage, wer diesen An
trag unterstützt. - Die Unterstützung genügt; es 
erfolgt namentliche Abstimmung. 

Meine Damen und Herren! Der Antrag des ersten 
Redners ging dahin, in dem vom Haushaltsaus
schuß abgelehnten, abgeänderten Antrag neuer
dings eine Änderung vorzunehmen. Es sollen die 
Worte „Hälfte der" und die Worte ·„nach der Bil
dung von Sperrbezirken" gestrichen werden. Der 
Ausschußantrag steht demnach in dieser geänder
ten Form zur Abstimmung. Ich mache darauf auf
merksam, daß diejenigen Abgeordneten, die diesen 
Antrag zur Annahme gebracht wissen wollen, für 
die Ablehnung des Ausschußantrages stiminen 
müssen. Sie müssen also die rote Karte nehmen. 
Die Abgeordneten, welche dem Ausschußvorschlag 
entsprechen und den Antrag ablehnen wollen, müs
sen die blaue Karte zur Hand nehmen. Die Ab
stimmung beginnt. 

Der Namensaufruf erfolgt. -
Das Alphabet wird wiederholt. -
Die Abstimmung ist geschlossen. Die Sitzung 

wird unterbrochen zur Feststellung des Abstim
mung,sergebnisses. -

Das Ergebnis der Abstimmung steht fest; die 
:Beratungen werden wieder aufgenommen. An der 
Abstimmung haben sich beteiligt 173 Abgeordnete. 
.Es haben gestimmt mit Ja 67, mit Nein 95, mit „Ich 
enthalte mich" 11. 

Mit Ja stimmten die Abgeordneten: 

Albert, Bauer Georg, Bauer Hannsheinz, Baur 
Anton, Beier, Bezold, Bitom, Bittinger, Demeter, 
Dietl, Drexler, Dr. Eberhardt, Dr. Eckhardt, Elzer, 
Falb, Förster, Dr. Franke, Frenzel, Gabert, Gräß
ler, Günzl, Dr. Guthsmuths, Haas Franz, Hagen 
Lorenz, Hauffe, Hofer, Hofmann Leopold, Köhler, 
Dr. Kolarczyk, Kramer, Krüger, Kunath, Laumer, · 
Lindig, Loos, Luft, Mittich, Müller, Narr, Dr. Ober
länder, Op den Orth, Ospald, Pfeffer, Piehler, Pi
per, Pittroff, Prandl, Puls, Riediger, von Rudolph, 
Scherber, Dr. Schier, Schreiner, Dr. Seitz, Sichler, 
Simmel, Sittig, Stain, Stock, Stöhr, Strobl, Dr. Stro
sche, Thieme, Weishäupl, Wolf Franz, Dr. Zdralek, 
Zietsch. 

Mit Nein stimmten die Abgeordneten: 

Dr. Ankermüller, Bachmann Georg, Bachmann 
Wilhelm, Bantele, Dr. Baumgartner, Baumeister, 

·Baur Leonhard, Dr. Becher, Bielmeier, Dr. Brü
cher, Demmelmei~r, Donsberger, Eberhard, Eder, 
Eichelbrönner, Eisenmann, Elsen, Engel, Euerl, 
Falk, von Feury, Dr. Fischbacher, Dr. Fischer, von 
·und zu Franckenstein, Frank, Gaßner, Gegenwarth, 

Dr. Geislhöringer, Göttler, Greib, Haisch, von Ha
niel-Niethammer, Haußleiter, Heigl, Helmerich, 
Hettrich, Hofmann Engelbert, Höllerer, Huber Se
bastian, Dr. Hundhammer, Dr. Jüngling, Junker, 
Klotz, Knott, Kotschenreuther, Kraus, Krehle, 
Kurz; Dr. Lacherbauer, Lallinger, Lang, Lanzinger, 
Lechner Hans, Lechner Josef, Dr. Lenz, Dr. Lippert, 
Lutz, Mack, Dr. Malluche, Meixner, Mergler, Mi
chel, Nagengast, Nerlinger, Ortloph, Ostermeier, 
Rabenstein, Dr. Raß, Roßmann, Saukel, Dr. Schedl, 
Dr. Schlögl, Schmid, Schmidramsl, Dr. Schubert, 
Schuster, Dr. Schweiger, Seibert, Dr. Seidel, 
Dr. Soenning, Stegerer, Sterzer, Strenkert, Stroh
mayer, Dr. Sturm, Thanbichler, Thellmann-Bidner, 
Ullrich, Volk:b..olz, Dr. Weigel, Weinhuber, Wölfel, 
Dr. Wüllner, Zehner, Zillibiller. · 

Mit Ich enthalte mich stimmten die Abgeord
neten: 

Dr. Bungartz, Hadasch, Hagen Georg, Dr. Hoeg
ner, Kiene, von Knoeringen, Maag, Priller, Dr. von 
Prittwitz und Gaffron, Walch, Wolf Hans. 

Der Ausschußvorschlag ist somit abgelehnt und 
der Antrag ist angenommen. 

Es besteht aber, wie mir mitgeteilt wird, Un
klarheit über die textliche Formulierung, die der 
Herr Abgeordnete Baur beantragt hat. Er hatte 
zunächst beantragt, die Worte zu streichen, die ich 
vor der Abstimmung bekanntgegeben habe: „Hälfte 
der". Das ist klar. Er hatte aber weiterhin, wie er 
mir nun sagt, die Worte „nach der Bildung von 
Sperrbezirken" nicht streichen, sondern einen Zu
satz einfügen wollen. Ich habe vor der Abstim
mung ausdrücklich erklärt, daß diese Worte ge
strichen würden. Wenn ein Mißverständriis vor
liegt, bitte ich, das jetzt zu klären. Der Herr Ab
geordnete Baur hat das Wort. 

Baur Leonhard (CSU): Mein Antrag hat ein
deutig dahin gelautet, daß die Kosten ersetzt wer
den sollten ·für die Impfungen, die im Benehmen 
mit dem Amtstierarzt - das war schon Voraus
setzung - in Sperrbezirken oder in Gebieten vor
genommen worden sind, die unmittelbar darauf 
zum Sperrgebiet erklärt wurden. Das ist ungefähr 
die Hälfte der Impfüngen, die überhaupt getätigt 
wurden. Damit ist erreicht, daß alle die Impfun
gen, die irgendwie, sagen wir, aus einer Vorsorge 
heraus oder sonst privat getätigt wurden, nicht 
mit darunter fallen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das kann ich im 
Augenblick nicht klären. Die Begründung. eines An
trags ist jetzt nicht mehr möglich.· Ich kann im 
Augenblick nicht klären, ob sich der Herr Abge
ordnete in seinen Erklärungen so ausgedrückt hatte, 
wie er es jetzt wiedergegeben hat. 

Wenn das Hohe Haus einverstanden ist, kann der 
Passus im Beschluß so formuliert werden.· Erhebt 
sich dagegen eine Erinnerung? 

(Widerspruch - Abg. Stock: Unmöglich! -
Zur Geschäftsordnung!) · 

Zur Geschäftsordnung der Herr Abgeordnete 
Stock! 
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Stock (SPD): Meine Damen und Herren! Wir 
haben so abgestimmt, wie der Herr Präsident die 
Erläuterung gegeben hat. Nachdem sogar nament
lich abgestimmt ist, kann doch jetzt nicht noch eine 
Korrektur erfolgen; das ist vollständig unmöglich! 
Damit würden wir unsere ganze Geschäftsordnung 
über den Haufen werden. 

(Zuruf: Soll die Regierung mit dem Beschluß 
machen, was sie will!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es kann sich nicht 
um die Korrektur eines Beschlusses handeln, son
dern nur um die Klarstellung des Willens des An
tragstellers, den er vorher wiedergegeben hatte. 
Allerdings· hätte der Herr Abgeordnete. Baur sich 
nach der Bekanntgabe des Abstimmungstextes so
fort zum Wort melden müssen. 

(Sehr richtig!) 

Zum Wort ist gemeldet der Herr Abgeordnete 
Haas. 

H~as (SPD): Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich bin der Auffassung, daß die Sache doch 
sehr einfach ist. Dem Haushaltsausschuß lag zur 
Beratung der Antrag des Ausschusses für Ernäh
rung und Landwirtschaft vor. Der Haushaltsaus
schuß hat diesen Antrag abgelehnt. Da nun da:s 
Hohe Haus entschieden hat, dem Beschluß des 
Haushaltsausschusses auf Ablehnung nicht beizu
treten, gilt meiner Auffassung nach jetzt der An
trag des Ausschusses für Landwirtschaft und Er
nährung, da offiziell kein Abänderungsantrag ge
stellt worden ist; er hätte schriftlich vorgelegt wer
den müssen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
Sie sind im Irrtum. Es ist vor der Abstimmung, 
allerdings nur mündlich, vom Abgeordneten Baur 
Leonhard der Abänderungsantrag gestellt worden, 
als er das erstemal das Wort ergriffen hat. Ich habe 
vor der Abstimmung ausdrücklich darauf aufmerk
sam gemacht, ·daß diese Abänderung der Abstim
mung zugrunde gelegt wird. Damit ist der Fall in 
diesem Sinne entschieden. 

(Widerspruch) 

Es kann sich nur darum drehen, daß der Antrag 
Baur von mir falsch wiedergegeben wäre. Aber das 
hätte er dann selber sofort aufgreifen müssen. Es 
kann höchstens an Hand des Protokolls sein Wille 
von vorher f.estgestellt werden. 

Herr Abgeordneter Bachmann Georg! 

·Bachmann Georg: (CSU): Herr Präsident, meine 
·verehrten Herren Kollegen! Ich will nur das eine 
sagen: Offen lassen möchte ich die Frage, ob der 
Herr Präsident zur Klarstellung vielleicht nicht zu
vor über die Abänderungsanträge hätte abstimm.en 
lassen sollen. Das soll aber keine Kritik sein. Der 
Herr Präsident hat ausdrücklich gesagt, der vom 
Ausschuß abgelehnte Antrag werde in der Form 
zur Abstimmung gestellt, daß die Worte „Hälfte 
der" - womit also die ganzen Kosten ersetzt wer
den - gestrichen werden sollen, und weiter solle -
und das ist auch in meinen Augen das Unklare -

der Herr Kollege Baur erklärt haben, daß auch die 
Worte „nach der Bildung von Sperrbezirken" zu 
streichen sind. In dieser Form geht uns der Antrag 
auch zu weit. 

(Zurufe) 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
in eine sachliche Debatte können wir :riicht mehr 
eintreten. Die Frage, ob Ihnen der Antrag zu weit 
geht oder nicht, hätte vorher behandelt werden 
müssen. 

(Abg. Bezold: Dann hätten Sie den Antrag 
nicht stellen dürfen!) 

Bachmann Georg (CSU): Ich wil nur das eine 
sagen: Ich glaube, wenn wir die Worte „nach der 
Bildung von Sperrbezirken" in dem Antrag stehen 
lassen, dann treffen wir das, was wir wollen, daß 
hier doch eine gewisse amtliche Veranlassung für 
eine freiwillige Impfung vorgelegen hat. 

Präsident Dr. Hundhammer: Meine Damen und 
Herren! Es gibt jetzt noch einen Weg: Wir werden 
das Protokoll über die Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Baur Leonhard nachprüfen, und dann 
muß an dem festgehalten werden, was Herr Kol
lege Baur tatsächlich bei seinen Ausführungen be
antragt hat. Eine nachträgliche Korrektur gibt es 
nicht. Aber das mündlich von ihm vorgebrachte Ab
änderungsanliegen ist von mir akzeptiert und bei 
der Beschlußfassung bekanntgegeben worden. 

(Zuruf: Richtig!) 

Das ist also als mit durch die Abstimmung ent-
schieden zu behandeln. · 

(Zustimmung) 

Wir kommen nunmehr zu Ziffer 7 b der Tages- . 
ordnung: 

Antrag der Abgeordneten Mergler und Ge
nossen betreffend Gewährung von Nachlässen 
der Einkommen- und Umsatzsteuer an durch 
Dürre geschädigte Landwirte (Beilage 3190). 

Über die Verhandlungen des Ausschusses für den 
Staatshaushalt (Beilage 3381) berichtet der Herr 
Abgeordnete Baumeister; ich erteile ihm das Wort. 

Baumeister (CSU), Berichterstatter: Herr Präsi
dent, meine Damen und Herren! Der Ausschuß für· 
den Staatshaushalt hat in seiner 145. Sitzung am 
15. Oktober 1952 den Antrag Mergler und Genossen 
behandelt, den Sie auf Beilage 3190 mit folgendem 
Wortlaut vorfinden: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, dafür Sorge 
zu tragen, daß nichtbuchführenden Landwirten 
in den Dürregebieten entsprechende Nachlässe 
der Einkommen- und Umsatzsteuer gewährt 
werden. 

Berichterstatter war meine Person, Mitberichterstat
ter Herr Kollege Eisenmann. 

B e r i c h t e r s t a t t e r und M i t b e r i c h t -
erstatte r befürworteten den Antrag mit der 
positiven Äußerung, daß die Gebiete, die heuer 

' ' 
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(Baumeister [CSU]) 

durch Dürreschäden heimgesucht wurden, unbedingt 
eine gewisse Hilfsstellung der Staatsregierung durch 
Erleichterung der Steuerzahlung brauchten. 

Der Antragsteller, Herr Kollege M er g 1 er, hob 
besonders die Schadenfälle in Franken hervor, wo 
sich in einzelnen Gebieten die Katastrophe sehr 
stark auswirke. 

Herr Kollege Dr. Li p p er t wies darauf hin, daß 
die bayerische Staatsregierung nur auf eine Ermäßi
gung der Einkommensteuer zukommen könne, da 
die Umsatzsteuer Bundesangelegenheit sei. Er for
mulierte folgenden Abänderungsantrag, um dessen 
Annahme er bat: 

Die Staatsregierung wird ersucht, zur ein
facheren steuerlichen Behandlung 'von Trocken
schäden nichtbuchführender Landwirte. einheit
liche Richtlinien für Steuerstundung beziehungs
weise Steuernachlaß herauszugeben. 

Der Vertreter des Finanzministeriums, Regie
rungsdirektor Web er , schloß sich diesen Aus
führungen an und hatte keine Einwendungen gegen 
den von Dr. Lippert eingebrachten Abänderungs
antrag. 

D.er Ausschuß nahm den Antrag Dr. Lippert dann 
bei einer Stimmenthaltung mit allen Stimmen an. 

Ich ersuche das Hohe Haus, diesem Beschluß des 
· Haushaltsausscliusses beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zu dem Antrag unter 
Ziffer 7 b liegt Ihnen der A b ä n d e r u n g s -
an t r a g Bezold, Dr. Bungartz und Fraktion vor. 

Zum Wort ist zunächst gemeldet der Herr Abge
ordnete Mergler; ich erteile ihm das Wort. 

Mergler (BP): Herr Präsident; meine Damen und 
Herren! Ich glaube, dieser Abänderungsantrag sieht 
dem Sinn nach nichts anderes vor als der Antrag 
selbst. 

(Widerspruch) 

Nach meiner Ansicht geht es hier nur um eine 
redaktionelle Änderung. Jedenfalls habe ich zu dem 
Änderungsantrag folgendes zu sagen. Es heißt darin: 
„für die im Wege der Schätzung vorzunehmende 
Veranlagung". Dazu ist zu sagen, die Besteuerung 
der nichtbuchführenden Landwirte wird bekanntlich 
nicht nach Schätzung, sondern nach einem Pauschale 
durchgeführt. Dieses Pauschale wird bei kleinen 
Änderungen im Ertrag aufrechterhalten, dagegen 
können die Finanzbehörden bei größeren Änderun
gen, das heißt also bei Katastrophen wie bei der 
diesjährigen Trockenheitskatastrophe, zugunsten 
des Bauern von der Pauschalbesteuerung abgehen. 
Nach meiner Ansicht wäre also die Fassung des An-· 
trags: „einheitliche Richtlinien für Steuerstundung 
beziehungsweise Steuernachlaß herauszugeben" das 
Richtige. Ich möchte deshalb bitten, dem Ausschuß-

.. antrag z:uzustimmen. 

Der weiter vorgesehene Zusatz: 

Dasselbe soll bei Wildschäden und durch Maul
und Klauenseuche verursachten Schäden gelten 

ist bereits durch einen früher von dem Hohen Hause 
angenommenen Antrag überholt. Ich würde even
tuell nur das eine beantragen, diese Wildschäden 
schon oben mit hereinzunehmen. Der Antrag würde 
dann wie folgt lauten: 

Die Staatsregierung wird ersucht, zur ein
facheren steuerlichen Behandlung von Trocken
u n d W i 1 d schäden nichtbuchführender Land
wirte einheitliche Richtlinien für Steuerstun
dung beziehungsweise Steuernachlaß herauszu
geben. 

Ich bitte das Hohe Haus, dem Antrag in diesem 
Sinne zuzustimmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Redner 
erhält das Wort der Herr Abgeordnete Dr. Bungartz. 

Dr. Bungartz (FDP): Herr Präsident, meine Da
men und Herren! Wenn der Herr Vorredner erklärt, 
der Abänderungsantrag der FDP enthalte nur eine 
redaktio~elle Änderung, so kann ich dem nicht bei
pflichten. Der Antrag, der ~uf Beilage 3381 vorliegt, 
bezieht sich auf „Steuerstundung"-und nun kommt 
etwas sehr Merkwürdiges: „ beziehungsweise Steuer
nachlaß". Man muß sich also darüber klar werden, 
was Steuernachlaß ist. Ist damit ein Steuererlaß ge
meint oder eine gewisse Steuerermäßigung oder die 
Möglichkeit, höhere Abschreibungen und ähnliche 
Dinge zu machen? Das erstere, der Steuererlaß, wird 
dann wirksam, wenn die Steuer veranlagt ist und 
wenn der Betreffende darangeht, die Steuer zu be
zahlen. Das andere hingegen, der Steuernachlaß, der . 
Antrag, bei der Veranlagung die Steuer niedriger 
festzusetzen, bezieht sich nur auf die Veranlagung, 
bevor die Steuer bezahlt werden soll. Man müßte 
also herausfinden, auf was sich der Antrag eigent
lich bezieht. Bezieht .er sich auf die Veranlagung 
oder auf die Bezahlung? 

(Abg. Dr. Lippert: Auf beides!) 

Wenn beides gemeint ist, dann bezieht er sich also 
auch auf das Bezahlen. Nun kommt aber nachher 
noch der Antrag auf Beilage 3389, der sich einzig 
und allein auf das Bezahlen· von Steuern bezieht, 
und zwar nicht nur für die nichtbuchführenden 
Landwirte, sondern auch für die buchführenden 
Landwirte. Der Antrag wird also vollkommen durch 
die Regelung gedeckt, daß beim Bezahlen der Steuer 
irgendwelche Vergünstigungen gewährt werden sol
len; das. kann ein Steuererlaß - ganz oder teilweise 
- sein, es kann eine Steuerstundung oder auch eine 
Steuerniederschlagung sein. Wenn man aber den 
Antrag auf Beilage 3381 auch auf die Veranlagung 
beziehen will, dann müßte unser Antrag angenom
men werden; denn dann darf es hier nicht heißen 
„Steuerstundung und Steuernachlaß", sondern dann 
müßte man tatsächlich von dem reden, was man will, 
nämlich von der Veranlagung, und müßte sagen: 
„für die im Wege der Schätzung" - oder der Pau
schalierung, das ist der technische Ausdruck, wir 
könnten das auch ändern - „vorzunehmende Ver
anlagung". Dann wird das Ganze klar. Bei der Ver
anlagung hat der buchführende Landwirt die Mög
licl}keit, seine Schäden abzusetzen, weil er Buch 
führt; 

(Sehr richtig!) 
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der nichtbuchführende Landwirt hat diese Möglich
keit nicht. Es muß ihm bei der Veranlagung irgend
ein Vorteil geboten werden. Das bedeutet unser An
trag. 

Würden wir das in den Antrag auf Beilage 3381 
hineinbringen, dann haben wir dem nichtbuch
führenden Landwirt bei der Veranlagung dieselbe 
Möglichkeit gegeben, die der buchführende Land
wirt hat. Dazu kommt also der Antrag auf Beilage 
3389, der sich auf beide Gruppen bezieht, aber dabei 
auf die Steuerzahlung. Dann würden beide Anträge, 
die eigentlich zusammengehören, klar werden, wäh
rend der Antrag auf Beilage 3381 nicht ganz klar ist, 
weil man nicht weiß, was unter Steuernachlaß ver
standen werden soll. 

(Abg. Dr. Lippert: .Das Finanzamt muß es 
wissen!) 

- Nein, das Finanzamt kennt den Steuererlaß oder 
die Veranlagung, aber der Begriff „Steuernachlaß" 
muß ausgelegt werden, weil er kein Terminus tech
nicus ist. Auch der Ausdruck „beziehungsweise" ist 
sowieso. schon eine etwas komische Angelegenheit. 
Es müßte entweder „und" oder „oder" heißen. Das 
Finanzamt müßte also wissen, was der Gesetzgeber 
gemeint hat. Daher unser Antrag, der die beiden 
Anträge zusammenfaßt und nach unserer Ansicht 
das klarlegt, was man sagen wollte. Ich beantrage 
daher, unserem Antrag zuzustimmen. Die Wild
schäden kann man in den Antrag aufnehmen, wie 
das mein Herr Vorredner vorgeschlagen hat. Wenn 
man von Trockenschäden und Wildschäden spricht, 
ist das eine Vereinfachung. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort hat der 
Herr Alhgeordnete Beier. 

Beier (SPiD): Herr Präsd:dent, meine Damen und 
Herren! An sich renint der Antmg offene Türen ein, 
da die Staatsregienmg ersucht wird, entsprechende 
RichtHnien zu erlassen. Für d1e Herausgabe der 
Richtlinien sii.nd die Oberfinanzpl'äS'idien zuständig. 
Wie wir im HauS'haltsausschuß schon geihört haben, 
sind diese Richtlinien schon herausgegeben worden. 
Es hanidelte sich damals nicht um dtlie Trocken
schäden, sondern um die T·ierseuchenschäden, um 
die MaU'l- und Kla1Uienseucheschäden. Bei der Be
handlung dieses Antrages wurde aiber ibereits dariauf 
hingewiesen, daß auch die Wäldschäden in den 
Richtlinien schon enthalten sinid. 

Wenn der Vorschlag der FDP angenommen würde, 
würde der Antrag meines Erachtens einen gan ande. -
ren Sinn bekommen. Die nichtbuchführenden Land
wirte und die ·buchfrührenden Landwirte wel'den ja 
ganz verschiedentlich veranlagt, die buchführenden 
Landwirte nach ihren eigenen Erklärungen, die 
nichtbuchführenden a/Uf Grund der Pauschalierun
gen, die sich nach den Richtsätzen der Obedinanz
präsidien •erge•ben und für die iDauer von zeihn 
Jahren gelten. Wenn geschätzt wird, dann wird das 
Betl'iebsergebnis vom Finanzamt unter Umständen 
nicht aneri~annt, sonidern als unricht'.i!g hingestellt 
weDden. Wenn das Betriebsergebnis unrichtig oder 
die Eriklärung fa1sch ist, dann kann, Herr Kollege 

Bungartz, zunächst eine Steuerstundung beziehungs
weise ein Steuerev1aß nicht in Frage kommen. In
folgedessen ist der Vorschlag der FDP meines Er
achtens vollständig fohl am Platz. Ich bin schon der 
Meinung, daß der Antrag des Aussch'USses das Rich
tige trifft, habe aber auch keine Einwend'lll1gen, 
wenn im 'Schlußsatz noch hii.IlZlll!g·efügt wird, daß das 
gleiche 1auch frür Wildschäden und durch Maul- und 
Klauenseuche verursachte Schä!den geilten soll. Da
mit wird nur getroffen, was ilie Oberfina.nzdirek
tionen schon g.emacht haben. Der vorliegende An
trag hat etwas ganz ander.es im Sinne als der nächste 
Antrag auf Bei1age 3389. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es fo1gt ider Herr 
Abgeordnete Dr. Lippert. 

Dr. Lippert {BiP): Herr ll?rästdent, med.ne iDamen 
und !Herren! Ich muß dem Herrn Abgeo11dneten 
Beier widersprechen, daß der Antrag offene TÜren 

·einrenne. Es ist woih1l richtig, daß ibezüglich der 
Seuchenschäden auf Grund eines Antrags eine ähn
liclie Regelung getrqf.fen wurde. Damals wurden 
drei K·ategoriien, wenn ich mich recht erinnere, von 
den Oberfinanzdir.eiktionen . festgelegt, nämlich .die 
·einfachen, die schweren und die soge11!annten K~ta
strophenfälle. Der Vertreter des Finanzministeriums 
hat daibe1i ausdrücklich ·erklärt, daß man eine ä!hn
Mche Regelung ibezüglich der Trockenschäden im 
Sinne haibe - hier kann man natüdich auch die 
Windschäden einfügen-, daß aiber diese Richtlinien 
erst herausgegeiben werden könnten, wenn die ent
sprechenden statistischen Erhebungen vorHegen. 
Insoweit ihat also der Antrag durchaus seine Be
r.echtigung, Z1Umal ja der Regierungsv.ertr'eter im 
Ausschuß eriklärt hat, daß diese FoDmu:Uerung das 
Rich tig·e trifft. 

Was Her·r Kollege Dr. Bungartz !im Auge hat, sind 
eigentlich Ausführungsbestimmungen ibeziehungs
weise Weisungen für die Finanzämter,· die sie a/Uf 
Grtinid der gesetz·lichen Unterlagen schon anwenden 
müssen. Das gehört nkht zu unseren Aufgaben. Uns 
kommt es nur darauf an, die Oiberfinanzdireiktionen 
zu v·ernn1assen, daß s·te dies·e Richtlinien möglichst 
ba1d iherausbrinigen. Die Wi1dschä!den würde ich mit 
hereinnehmen, nd.cht aber den zweiten Albsatz, weil 
wir bezüglich der Mau'l- und Klauenseiuche schon 
einen ähnlichen Antriag im !Plenum vera1bschtedet 
haben. Es würde sich nur um eine Wiederholung 
handeln. Ich 'bitte also dem ursprünglichen Antrag 
unter Einfügung des Wortes „Wiildschä!den" nach 
,,Trockenheitsschäden'' zuZ1Ustimmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: IDas Wort nimmt der 
Herr Staatsminister der Finanzen. 

Zietsch, Staatsminister: Hohes Haus! Ich möchte 
feststellen daß die Ansicht des Herrn Abg·eOl'dneten 
Bed.er, der' Antrag re~ne offene Türen ein, vpn mir 
geteilt wird. Es sinid ibereits entsprechende Richt
linien· hinausgegangen. 

(Abg. Dr. iBaumgm·tner: J.edes Finanzamt 
macht es an!ders!) 

Nein, Herr Kol'le:ge Dr. Baumg.artrier, kein 
Finanzamt macht es anders. Der § 131 der Abgaben-
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ordnung giilt für alle. Man foann a1ber nicht verlan
gen, wir. soHten eine generelle Weisung !hinausgehen, 
daß bei den sog·enannten Dürr.eschäden - ich be
tone das Wort „sogenannte" - soundso zu ver
fahren ist, sondern es ist trotzdem noch der ein:oelne 
Fall zu prüfen. 

(.A!bg. Dr. Biaumgartner: Richtig!) 

Das geschieht. Es ist auch angeordnet, daß dri.ese 
Anträge raschestens bearbeitet werden, daß sie 
nicht bis in die Puppen hinein Hegen!bleiben. Da 
wir dem Leben nri.cht ferne stehen, vor iallen Din
gen nicht unsere Finanzamtsvorsteher, sehen dfose 
Außenstellen sehr rasch, wie sich die Dinge ent
wickeln. Ich habe j1a auch schon gesagt, daß ich mir 
inzwischen die Mühe genommen 'habe, die Verhält
nisse in etwa 50 Landkreisen se1bst !kennenzulernen, 
und zwar sowohl in Gesprächen mit meinen Amts·
vorstehern als auch mit den, Landräten und den 
Vertretern des Bauerruve!'lbandes, und so werden 
also diese Dinge raschestens überprüft und er led'iigt 
wer.den. 

Wenn ein eiTIIZie'lner mit der Entsch·e:idung, die 
für ihn getroffen Wird, nicht zufrieden ist, Hegt das 
wahrscheinlich an seiner Darstellung der Verhält
nisse, die von uns jedoch nicht 1anerikannt werden 
konnte. Auch bei Dürreschäiden ist j1a nicht ein ein
zelner Sekto.r des landwirtschaftlichen BetJ.'lieibs 
allein zu prrüfen, sondern muß berücksichtigt wer
den, ob nicht ein ander.er Sektor des Bebauungs
plans innerhalb des Betdebs ein besseres Bibd er
gibt. Es ist wohl efoe .allgemeine Beobachtung, daß 
das Wachstum vers~·ieden ist. An!ders ist es bei 
Hagelsch1ag. Da seihen die Dinge etwas einfach.er 
aus. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt der Herr 
Abgeordnete Eisenmann. 

Eisenmann (BP): Herr \Präsldent, meri.ne sehr ver
ehrten Damen und Herren! Ich möchte nur ein paar 
Worte zur Au:flklärung sprech·en. Es ist nicht ganz 
so, wie Sie, Herr Finanzminister, sagen, daß Richt
linien an die Finanz;ämter hiniausgegeben wurden, 
diese soHten bei den verschiedenen Schäden so vor
gehen, wie das 

0

das Oberfinanzpräsidium in Zusam
menarbeit mit dem Bauernverband und dem Fi
nanzministerium bei Maul- und Klauenseuchen
schäden getan .hat. Meines Wissens haben die Fi
nanzämter tatsächlich· keine genauen Anweisungen, 
wie sie bei den einzelnen Fällen vorgehen sollen, 
und deshalb wurde der Antrag gestellt, Herr Finanz
minister. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt der Herr 
Abgeordnete Dr. Baumgartner. 

Dr. Baumgartner (BP): Nachdem infolge der. Er
klärung des Herrn Staatsministers der Finanzen 
jetzt tatsächl1ich eine Unkl·arheit besteiht, wie wir 
uns ZiU dem Antr·ag steHen, ob wir.Ihn zurückneh
men oder auf seiner .A!bstimmun:g bestehen sollen; 
möchte ich den Herrn Staatsminister bitten, uns die 
Anweisung an die Finanzämter vorzulesen, so daß 
·wir wissen, wie wir entscheiJden sollen. 

Präsident Dr. Hundham~er: Ich frage den Herrn 
Staatsminister der Finanzen, ob er der Bitte des 
Herrn Abgeordneten Dr. Baumgartner entsprechen 
und sofort antworten kann. 

Zietsch, Staatsminister: - Ich kann darauf leider 
nicht sofort antworten. 

Dr. Baumgartner (BP): - Dann stelle ich den 
Antrag, jetzt nicht abzustimmen. 

Präsident Dr. Hunahammer: Ich schlage vor, wir 
stellen die Abstimmung über diesen Gegenstand 
auf die morgige Sitzung zurück. - Das Hohe Haus 
ist damit einverstanden. Es wird so verfahren. 

Ich rufe auf die Ziffer 7 c der Tagesordnung: 

Antrag der Abgeordneten Meixner, Haisch, 
Kraus, Ortloph und Fraktion betreffend Steuer
erlaß für die von Trockenheitsschäden betrof
fenen Gebiete (Beilage 3258). 

Über die Beratungen des Ausschusses für den 
Staatshaushalt (Beilage 3389) . berichtet der Herr 
Abgeordnete Beier. Ich erteile ihm das Wort. 

Beier (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident, 
Hohes Haus! Der Antrag auf Beilage 3258 ·1autet:. 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, die Finanz
behörden anzuweisen, daß Anträge auf Steuer
erlaß für die durch Trockenheitsschäden be
troffenen Landwirte beschleunigt und wohl
wollend verbesciJ-ieden werden; dasselbe soll 
für Anträge der durch Maul- und Klauenseuche 
entstandenen Schäden gelten. · 

Dieser Antrag hat den Haushaltsausschuß in seiner 
146. Sitzung eingehend beschäftigt. Berichterstatter 
war ich, Mitberichterstatter der Kollege Baumeister. 

Sofort zu Beginn der Beratungen hat der An -
trag s t e 11 er den Antrag erweitert, und zwar 
nach der Richtung, daß auch WildsciJ-äden einbe
zogen werden sollen. Es handelt sich nicht darum, 
daß seitens der Oberfinanzdirektionen Richtlinien 
herausgegeben werden, sondern darum, daß ge
stellte Anträge bevorzugt und wohlwollend ver
beschieden werden sollen. 

Herr Abgeordneter Dr. Lippe r t erklärte, daß 
dies nicht mehr notwendig sei, nachdem bereits ent
sprechende Richtlinien seiteris der Oberfinanzprä
sidien erlassen und weitergegeben worden seien. 

Der Haushaltsausschuß kam zu folgender Be
schlußfassung: 

Die Staatsregierung wird ersucht, die Finanz
behörden anzuweisen, daß Anträge auf Steuer
erlaß für die durCh Trockenheitsschäden be
troffenen Landwirte beschleunigt und wohl
wollend verbeschieden werden. 

Dasselbe soll bei Wildschäden und durch 
Maul- und Klauenseuche entstandenen Schä
den gelten. 

Ich bitte das Hohe Haus, dem einstimmig gefaßten 
A ussch ußbeschl uß beizutreten. 

(Abg. Dr: Baumgartner: Zur Geschäftsordnung!) 
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Präsident Dr. Hundhami:ner: Zur Geschäftsord
nung Herr Abgeordneter Dr. Baumgartner! · 

Dr. Baumgartner (BP): Ich schlage auch bei die
sem Punkt vor, die Abstimmung auf morgen zu 
vertagen. Das Staatsministerium der Finanzen soll 
auch hierzu den Wortlaut seiner Anweisungen an 
die Finanzämter und die Oberfinanzdirektionen be
kanntgeben; denn es ist für uns wichtig, zu wissen, 
wie diese Anweisungen lauten. 

Präsident Dr. Hundhammer: An sich bin ich der 
Meinung, daß im Prinzip solche Dinge bereits im 
Ausschuß geklärt werden sollten. Im vorliegenden 
Fall ist das offenbar nicht geschehen. 

(Zurufe: Doch; es wurde festgestellt, daß die 
Oberfinanzdirektionen die Anweisungen er
halten haben. - Abg. Dr .. Baumgartner: Es 
.kommt darauf an, ob der Wortlaut der An
weisungen im Ausschuß bekanntgegeben 

wurde.) ' 

Beier (SPD}, Berichter:statter: Hier handelt es sich 
nicht um die Herausgabe von Richtlinien, sondern 
darum, daß jeder Steuerpflichtige, der Antrag auf 
Steuerstundung oder Steuererlaß stellt, möglichst 
rasch in den Besitz des Bescheides kommen. soll. An 
sich ist das eine reine Verwaltungsmaßnahme; aber 
es ist fes_tgestellt worden - und der Herr Finanz
minister wird das wahrscheinlich bestätigen -, daß 
die Finanzbehörden sehr stark überlastet sind, ins
besondere durch die laufende Veranlagung. Infolge
dessen kam es, daß ·mancher Antrag sehr lange 
liegen blieb. Ich bin der Überzeugung, daß der An
trag vollständig spruchreif ist und daß über ihn 
abgestimmt werden kann, weil er mit irgend
welchen Anweisungen des Finanzministeriums gar 
nichts. zu tun hat. Ich bitte infolgedessen, über den 
Ausschußantrag abstimmen zu lassen und, ihm zu
zustimmen. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Zur Geschäftsordnung!) 

Präsident· Dr. Hundhammer: Zur Geschäftso~d
nung Herr Abgeordneter Dr. Baumgartner. 

Dr. Baumgartner (BP): Dagegen muß ich ganz 
energisch Einspruch erheben. So geht es nicht. Wenn 
zwei Anträge behandelt werden, die ähnliche Ge
biete betreffen, können diese Anträge nicht aus 
irgendwelchen formellen Gründen unterschiedlich 
behandelt werden in der Weise, daß man den einen 
zurückstellt und über den anderen heute abstimmt. 
Wenn über den Antrag auf Beilage 3258 heute ab
gestimmt werden soll, dann möchte ich bitten, daß 
auch über den Antrag des Herrn Kollegen Mergler 
noch in der heutigen Sitzung abgestimmt wird,. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Kraus: 

Kraus (CSU): Ich möchte die Situation retten. 
(Heiterkeit) 

Das Finanzministerium hat im Haushaltsausschuß 
die Richtlinien für die Steuerermäßigung bekannt
gegeben. Diese Riehtlinien lauten dahin, daß bei 

-----------~ 

Schäden durch Maul- und Klauenseuche bis zu einem 
Viertel Verlust 20 Prozent Ermäßigung bei der Ein
kommensteuer, bis zu einem Drittel Verlust 25 Pro
zent Ermäßigung bei der Einkommensteuer und 
10 Prozent Ermäßigung bei der Umsatzsteuer ge
währt werden: Für größere Schäden sind entspre
chend höhere Prozentsätze der Ermäßigung vorge
sehen. Die gleichen Richtlinien gelten auch für 
Dürre-Schäden und sonstige Schäden. Das ist aus
drücklich im Haushaltsausschuß bekanntgegeben 
worden. Es müssen natürlich dabei die Einnahmen 
des gesamten Betriebs aus Fleisch, Milch, Getreide 
usw. in Berechnung gezogen werden. Nach meiner 
Ansicht kann über beide Anträge heute abgestimmt 
werden. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile das Wort 
dem Herrn Abgeordneten Eisenmann. 

Eisenmann (BP): Es ist nicht richtig, daß wir heute 
über beide Anträge abstimmen können. Wenn der 
Herr Finanzminister erklärt hat, daß er morgen die 
Richtlinien bekanntgeben kann - er sagte uns ja 
eben, daß bereits Anweisungen hinausgegeben seien, 
wonach Anträge auf Steuerermäßigung sofort be
handelt werden sollen -, dann bin ich schon der 
Meinung, daß wir die für morgen angekündigte Er-

' klärung abwarten sollen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zunächst ist von 
Herrn Abgeordneten Dr. Baumgartner der Antrag 
gestellt - -

(Abg. Dr. Baumgartner: Ich beantrage, über 
beide Anträge jetzt abstimmen zu lassen!) 

- Vorhin haben wir beschlossen, daß über den einen 
Antrag nicllt abgestimmt werden soll, und jetzt wol
len Sie haben, daß über beide Anträge abgestimmt 
wird. Ich glaube, diese Art des Verfahrens dürfte 
sich nicht eJ11pfehlen. Ich möchte vorschlagen, sich 
zunächst darüber klar zu werden, ob der Antrag auf 
Beilage 3389 jetzt entschieden werden soll oder nicht, 
Ich lasse darüber abstimmen. Wer d·er Auffassung· 
ist, daß der auf Beilage 3389 wiedergegebene An
trag sofort entschieden wird, möge sich vom Platz 
erheben. - Das ist die Mehrheit; also wird über den 
Antrag abgestimmt. 

Zu diesem Antrag liegt kein Abänderungsantrag 
vor. Wer dem Antrag des Ausschusses, wie er auf 
Beilage 3389 vorliegt, die Zustimmung geben will, 
möge sich vom Platz erheben. - !Ch bitte um die 
Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? - Bei einer 
Gegenstimme und 6 Stimmenthaltungen ist der Aus
schußantrag angenommen. 

Ich rufe nunmehr auf Ziffer 8 a der Tagesordnung: 

Antrag des Abgeordneten Ospald betreffend 
Bau einer Autobahnausfahrt nach Oberelchin
gen (Beilage 2657). 

Über die Verhandlungen des Ausschusses .für 
Wirtschaft und Verkehr (Beilage 3383) berichtet der 
Abgeordnete Frenzel. Ich erteile ihm das Wort. 

F1·enzel (SPD), Berichterstatter: Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! Der Ausschuß für Wirt
schaft und Verkehr befaßte sich in seiner 60. Sitzung 
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vom 16. Oktober 1952 mit dem Antrag des Abgeord
neten Ospald auf Beilage 2657. Berichterstatter war 
Abgeordneter Frenzel, Mitberichterstatter Abgeord
neter Dr. Schweiger. 

Der Berichterstatter teilte mit, daß bereits 
im Juni in einer Sitzung des Ausschusses für Wirt
schaft und Verkehr beschlossen worden sei, einen 
Unterausschuß nach Oberelchingen zu schicken. Die
ser Unterausschuß war am 12. Juni 1952 dort; er be
stand aus den Abgeordneten Dr. Schweiger, Ospald 
und Frenzel. Ferner waren vertreten die Oberste 
Baubehörde, die Regierung von Schwaben, der 
Landrat des Landkreises Neu-Ulm sowie die inter
essierten Gemeinden und der Kreistag. Man kam 
bei dieser Besichtigung übereinstimmend zu der 
Meinung, daß es unmöglich sei, an der gewünschten 
Stelle eine Autobahnausfahrt zu errichten, daß aber 
die Möglichkeit bestehe, Parkplätze zu errichten -
ein solcher Parkplatz besteht dort bereits - und 
von diesen Parkplätzen eine Zufahrt zur Wallfahrts
kirche Oberelchingen zu schaffen. Solche Parkplätze 
mit einer Ausfahrt befinden sich, so führte der Be
richterstatter aus, an einer Reihe von Stellen der 
Autobahnen nach Salzburg und nach Stuttgart. Der 
Berichterstatter schlug daher einen e:r;itsprechenden 
Abänderungsantrag vor, der dann diskutiert wurde. 

Der Mit b er i c h t e r s t a t t e r machte darauf 
aufmerksam, durch den Antrag Ospald solle be
zweckt werden, etwas, was heute anderwärts be
reits bestehe, auch für diesen Fall durchzuführen. 
Er sagte auCh, das, was seinerzeit vorgetragen 
worden sei, entspreche den heutigen Tatsachen 
nicht mehr, weil. zwei Drittel der Kosten bereits 
von den in Betracht kommenden Gemeinden und 
Wirtschaftsunternehll).ungen getragen würden. Die 
Gesamtkosten würden sich auf 50 000 bis 60 000 DM 
belaufen. 

Ministerialdirektor Fischer brachte vor, daß 
das Bundesverkehrsministerium sehr schwer für 
diese Dinge zu haben sei; eine regelrechte Aus
fahrt würde mindestens 200 000 DM kosten. Sie 
könne auf Grund der finanziellen Schwierigkeiten, 
die auch beim Bundesverkehrsministerium herr
schen, nicht geschaffen werden. Nach seiner Mei
nung könnte aber der Bund die Zustimmung er
teilen und die Gemeinden könnten die Beträge' 
geben, wenn ein Platz als Parkplatz angelegt 
würde. 

Kollege Dr e c h s e 1 hatte Verständnis dafür, 
daß Abgeordnete für ihren Kreis etwas erreichen 
wollen. Es sei aber unmöglich, alle zehn bis fü'D.f
zehn Kilometer eine Autobahnausfahrt zu schaffen. 
Um zu dieser Wallfahrtskirche zu kommen, sei 
auch ein Umweg zuzumuten. 

Ministerialdirektor Fischer machte darauf 
aufmerksam, daß die Gemeinden für den Ausbau 
ihrer Ortsverbindungswege nach dem Finanzaus
gleichsgesetz Zuschüsse bekommen können. 

B a n t e 1 e verwies darauf, daß der Antrag be
reits einmal mit der Entlastung der Brauerei be
gründet worden sei, während man jetzt mit der 
Wallfahrtskirche argumentiere. Die Autobahn habe 

doch den Zweck, den Schnellverkehr abzuwickeln, 
und deshalb habe man sich entschlossen, nur alle 
15 oder 20 Kilometer eine Ausfahrt zu errichten. 

Der M i t b e r i c h t e r s t a t t e r wiederholte, 
daß solche Ausfahrten vor allem auf der Strecke 
nach Salzburg bestehen und daß die interessierten 
Kreise sich zu zwei Dritteln an den Kosten beteili
gen würden. Es stehe doch nichts im Wege, daß ein 
Abgeordneter einen solchen Antrag stelle. 

Ministerialdirektor Fisch e r hob hervor, die 
Kosten für die Baurampe auf der Strecke nach 
Ulm seien von der Forstbehörde übernommen 
worden, weil das dort vom Borkenkäfer befallene 
Holz abgefahren werden mußte .. 

Oberingenieur W a n n e r vom ADAC sagte, man 
müsse einen Unterschied zwischen den touristischen 
und den wirtschaftlichen Bedingungen machen. 
Vom Standpunkt des Fremdenverkehrs aus sä 
Oberelchingen als anerkannter Punkt zweifellos zu 
werten. 

Der V o r s i t z e n d e des Ausschusses hielt sich 
daran, daß in erster Linie die Gemeinden ver
pflichtet werden müßten, die bereits 'gemachten 
Zusagen zu verwirklichen, wonach sie zwei Drittel 
der Kosten übernehmen wollen. Dann könnte man 
an die Durchführung gehen. 

Kollege Luft erklärte sich aus finanziellen 
Gründen gegen den Antrag. 

Der Mi t b e r i c h t e r s t a t t e r brachte schließ
lich folgenden Abänderungsantrag ein: 

Die Staatsregierung wird ersucht, beim 
Bund dahin vorstellig zu werden, daß an der 
Autobahn München-Ulm ~twa im Betriebs
kilometer 114 beiderseits Parkplätze angelegt 
werden, von denen aus eine Zufahrtsmöglich
_keit für Omnibusse zu den Ortsverbindungs
wegen Oberel~ingen und Göttingen geschaf
fen wird. 

Dieser Antrag wurde mit 16. gegen 3 Stimmen 
angenommen. Das ist die Ursache, warum ich 
etwas länger darüber berichten mußte. Ich bitte 
das Hohe Haus, sich diesem Antrag anzuschließen. 

1 
Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 

liegt mir nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. 
Wer dem Antrag, der Ihnen auf Beilage 3383 vor
liegt, die Zustimmung erteilt, möge sich vom Platz 
erheben. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Gegen 
sechs Stimmen, - Stimmenthaltungen? - Bei zwei 
Stimmenthaltungen ist der Antrag angenommen. 

Ich rufe auf die Ziffer 8 b der Tagesordnung: 

Antrag der Abgeordneten Dr. Lippert, 
Dr. Weiß betreffend Einleitung von Maßnah
men zur Abstellung des Lärms (Beilage 3143). 

Zur Berichterstattung über die Verhandlungen 
des Ausschusses für Wirtschaft und Verkehr (Bei
lage 3384) erteile ich das Wort dem Berichterstat
ter, Herrn Abgeordneten Thieme. 

Thieme (SPD), Berichterstatter: Meine Damen 
und Herren! Der Ausschuß für· Wirtschaft und 
Verkehr befaßte sich in seiner 60. Sitzu~g am 
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16. Oktober mit dem Antrag des Abgeordneten 
Dr. Lippert und Fraktion betreffend Einleitung 
von Maßnahmen zur Abstellung des Lärms. Sie 
finden den Antrag auf Beilage 3143. 

Nach eingehender Erörterung und nach tech:. 
nischen Darlegungen zur Lärmbekämpfung und 
Aufzählung der gesetzlichen Handhaben gegen 
vermeidbaren lästigen Lärm erfuhr der ursprüng
liche Text des Antrags eine Änderung, die Ihnen 
als heue Fassung auf Beilage 3384 vorliegt. Ich 
darf den Text verlesen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, eine Ver
schärfung des Vollzugs der für. die Lärmbe
kämpfung maßgebenden Bestimmungen durch 
entsprechende" Anweisung an die Vollzugs
organe zu veranlassen und, soweit erforderlich, 
auf eine Ergänzung und Erweiterung dieser 
Bestimmungen hinzuwirken, um. die Abstel
lung oder Einschränkung des Lärms, beson
ders in Wohngebieten, sicherzustellen. 

In dieser Fassung fand der Antrag einstimmige 
Annahme und ich bitte das Hohe Haus, nach den 
Empfehlungen des Ausschusses ebenso zu beschlie
ßen. 

(Zuruf: Einstimmig!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortme1dung 
zu dem Bericht? Herr Abgeoridneter Dr. Lippert! 

Dr. Lippert ~BP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Ich haibe den Zuruf „'einstimmig" ge
hört, möchte aiber noch ,eine ganz kleine redaktio
nelle Änderung vorschlagen. Ich tue das mit Rück
sicht dariauf, daß in 1der Zwischenzeit, nämlich seit 
dem Zeitpunkt, in dem dieser Antrag im Ausschuß 
eing.ehend besprochen wurde, bis iheute der Stadt
rat München einen entsprechenden !Beschluß g,efaßt 
hat, daß in :der Öffentlichkeit die AntilärmJ.ig,a auf
getreten ist usw. Im Ausschuß (hat, das muß .ich 
leider sagen, trotz eingeihender Besprechung der 
Herr Vertreter des Innenministeriirums ,föe Sache 
etwas sehr müde behandelt und man hatte den 
Eindruck, als wenn er nicht wüßte, daß es sich 
nicht, wie ein Münchner Anwalt meint, um das An- 0 

liegen von ein paar überreizten Inteliektuellen 
·handelt als vielmehr, wie wir auch aus der Presse 
erfahren hrafben, um ein Anliegen der G e s a m t -
ibevölkerung. 

In Bayern liegt uns ibesonders viel am Fremden
verkehr. Infolgedessen schlage ich vor; zwei Worte 
noch hereinzubringen. Es heißt im Antrag „beson
ders in Wohngeibieten'; ich möchte es aber so fassen: 
„in Wohngebieten, besonders in Kur- 1Und Frem
denverkehrsorten". Unser Fremdenvevkehr soll 
nicht durch Lärm geschädigt wel'den. Das ist weni
ger ein Albänderungsantrag als vielmehr eine 
redaktionelle Änderung, der man oihne weüeres 
Z'Ustimmen kiann. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine weitere Wort
me1drung liegt nicht vor. Wir kommen. zur Abstim.:. 
mung. Wir stimmen zunächst aib üiber den Antrag, 

der vom Ausschuß 'vorgeschlag,en ist, und anschlie
ßend dann über den vom Abg-eoridneten Dr. Lip
pert gewünschten Zusatz. Das ist kein Abände
rungsantrag, sondern ein Erweiterungs- oder Er
gänzungsantT1ag, ein zusätzlicher Antriag, über den 
wir .gesondert aibstimmen; denn man kiann nicht 
erst über den Zusatz und dann über den Antrag 
abstimmen, sondern es ist schon richtig, erst über 
den Beschluß des Ausschusses eri.ne Entscheidung zu. 
treffen. 

Wer dem .auf Beilage 3384 vorliegenden Antrag 
die Zustimmung ·erteilt, wolle sich vom Platz er
heben. - Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Wir stimmen nunmehr darüber ab, ob entspre
chend dem Antrrag 1Dr. Lippert vor dem letzten 
Wort „sri.cherZ'Ustellen" eingefügt we:vden soll; „be
sonders in Kur- und Fremdenv,erke3:J.rsorten". Wer 
dem zustimmen wi:ll, woHe sich ebenfalls vom Platz 
erheben. - Ich bitte um rdie Gegenprobe. - Stimm
entiJ:J.altlUngen? - Bei zwei Stimmen.tihaltungen ist 
der Zusatz ·ebenfalls angenommen. · 

Ich rufe nunmehr ,auf Punkt 8 c der Tag,esord-
nung: 

Antrag der Abgeordneten Förster, Hauffe, 
Müller, Riediger, Simmel, Dr. Eberhardt und 
Wolf Hans betreffend Bau einer Ferngas-Ver
sorgungsleitung von Neustadt bei Coburg in 
die Landkreise Coburg und Kronach (Bei
lage 3263). 

Über die Beratung im Ausschuß für Wirtschaft und 
V,erkehr (Beilage 3385) 1beriichtet der Herr Abge
oridnete 1Dr. Sturm. 

Dr. Sturm (BP), Berichterstatter: [Herr Präsi'dent, 
meine seihr geehrten Damen und Herren! In seiner 
Sitzung vom 16. Oktober 1952 befaßte sich der Aus
schuß für Wirtschaft und Verkehr mit dem auf Bei
lage 3263 vorliegenden A:ntriag, der lautet: 

Die Staatsregierung wird ,ersucht, mit der 
Bundesregierung Verhandlungen zu führen 
über Planung, Finanzierungsmöglich!keiten und 
Bau einer Ferngas-Versorgungsleitung von 
Neustadt bei Coburg in rdie Landkreise Coburg 
und Kronach, nachdem dm Zuge der ostzonalen 
Maßnahmen im Juli dieses J,ahres die Liefe
rung von 80 Prozent der !Produktion des Fern
gaswer.kes Neustadt :bei Coburg in tihüringi
sches Gebiet abgeschnitten wuride. 

Berichterstatter war !ich, MitJberichterstatter der 
Herr Kollege Piehler. 

Nach Bekanntgabe 'einiger statistischer Daten wie· 
Höhe und Besitzverteilung des Stammkiapi1Jals, 
Persona'lstand und Entwicklung des Gasverkaufes 
seit 1933 wies !i.ch dar.auf hin, daß von den im 
Jahre 1951 evzeugten 10,9 Millionen Kubikmetern 
Gas rund 2 Millionen in die 1amerikani:sche und, 
8,9 Millionen, also 82 Prozent, in die sowjetische 
Zone ging,en. 

Am 26. Juni 1952 mußten ohne weitere Anga1be 
von Gründen ,auf Anor>dnung der sowj,etzonalen 
Vereinigung volkseigener Betriebe in Weimar die 
Gaslieferungen mit sofortiger Wirksamkeit, rund 
zwar inneriha1b von ·zwei Stunden, eingestellt wer-
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den. Durch diese erzwungene Einstellung der Gas
lieferungen in die Sowjetzone entstanden rdem Werk 
beachtliche einmalige rund laufende Kosten. 

Einer Verlautbarung zufolge sollen diese durch 
die politischen Maßnahmen der Sowjetzone entstan
denen Schäden grundsätzlich von der Bundesregie
rung getragen werden. Das Ferngaswerk ist jedoch 
bereit, auf seine Schadensersatzansprüche zu ver
zichten, wenn neue Absatzgebiete als Ersatz für die 
in der Sowjetzone ausfallenden erschlossen würden. 
Das Werk hat als solche das Öslauer, das Kronacher 
und das Tettauer Gebiet in Aussicht genommen. Da
mit sollen nicht nur dem Werk neue Absatzmöglich
keiten gesichert, sondern vor allem dem notleiden
~en Grenzgebiet, insbesondere den Kreisen Coburg 
und Kronach, neue Beschäftigungsmöglichkeiten ge
geben werden. Die Leitungsführung ist so geplant, 
daß alle wirtschaftlichen Schwerpunkte miteinbe
zogen sind. · 

In Aussicht genommen sind drei Bauabschnitte 
und zwar als erster die Strecke Neustadt-Öslau' 
deren Bau, um das gleich vorwegzunehmen, nach 
dem Bericht des Herrn Regierungsvertreters bereits 
genehmigt ist und deren Anschluß noch heuer durch
geführt werden soll. Als zweiter Bauabschnitt 
kommt die Strecke Öslau-Kronach und als dritter 
die Strecke Kronach-Tettau in Betracht: 

Zur Diskussion sprachen die Mitantragsteller För
ster und Wolf, wobei Förster mitteilte, daß ein 
Unterausschuß des Ausschusses für gesamtdeutsche 
Fragen des Bundestags die örtlichen Verhältnisse in 
Augenschein genommen habe, und Wo 1 f darauf hin
wies, daß dieser Unterausschuß gerade das Ferngas
werk Neustadt als einen Schwerpunkt im Grenzland 
besichtigte. 

Ministerialrat Dr. Hesse 1 führte unter anderem 
aus: Um für das Ferngaswerk Neustadt neue Absatz
gebiete zu erschließen, erachte auch das Wirtschafts
mi~sterium die Errichtung der geplanten Ferngas
leitung als die Maßnahme, die am meisten Erfolg 
verspreche. Die Gesamtkosten bezifferte er auf 
3 500 000 DM. Dazu kämen noch 1 500 000 DM für die 

Berohrung der auf ·der Strecke .liegenden Ortschaf
ten. Für die Finanzierung seien vom Bundeswirt
schaftsministerium 1 500 000 DM, vom bayerischen 
Wirtschaftsministerium 410 000 DM in Aussicht ge
stellt. Mit diesem Betrag von 1 910 000 DM könne 
die Leitung von Neustadt bis Kronach verlegt wer
den. 

Oberbaurat R ö d 1 gab einen spezifizierten Über
blick über die sich aus den Sperrmaßnahmen der 
ostzonalen Stelle ergebenden Unkosten und ging 
dann ebenfalls auf die Finanzierung des Projektes 
im einzelnen ein. Dabei berichtete er, daß sich auch 
die Thüringer Gasgesellschaft als Gesellschafterin 
des Ferngaswerkes durch Übernahme der Kosten 
der Ortsnetzzuleitungen und Regler beteiligen 
würde. Der Bau d~r weiteren Leitung nach Tettau 
werde so lange zurückgestellt, bis die Leitung nach 
Kronach durchgeführt sei. 

Meine Begründung des Antrags lautete: Die 
Durchführung des Projektes liege in gleicher Weise 
im Interesse der speziell in diesem Grenzgebiet 
schwer um ihre Existenz ringenden Bevölkerung 
und Wirtschaftskreise. Der Antrag verdiene jede 
Unterstützung, schon im Hinblick auf die Erhaltung 
der Rentabilität des Werkes und im Interesse des 
ganzen nördlichen Grenzgebietes Bayerns. 

Der Antrag wurde bei einer Stimmenthaltung 
angenommen. Ich bitte Sie, dem Antrag auch Ihrer
seits die Zustimmung zu erteilen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
hierzu liegt nicht vor. Wir kommen zur Abstim
mung. Wer dem vom Berichterstatter wiederge
gebenen Vorschlag des Ausschusses, der Ihnen 
außerdem auf der Beilage 3385 vorliegt, die Zu
stimmung erteilt, wolle sich vom Platz erheben. 
- Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Ich schlage dem Hohen Hause vor, jetzt die Be
ratungen abzubrechen. Heute Nachmittag finden 
Fraktionssitzungen statt. Morgen früh um 9. Uhr 
ist wieder Vollsitzung. 

Damit ist die Sitzung für heute geschlossen. 
.. 

(Schluß der Sitzung: 12 Uhr 02 Minuten) 




